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Wohnen wird 
unbezahlbar
Mietenspiegel 2015



burg hinke der
Wohnungsneubau
dem Bedarf hin-
terher. Er erklärte,
„Wohnungen wer-
den auf 100 Jahre
gebaut. Da Ham-
burg 850.000 Wohnungen hat, müssten nach
Adam Riese allein deshalb jährlich minde-
stens 8.000 Wohnungen nachgebaut wer-

den“. (Legendär war die Sen-
dung, weil ich der seinerzeiti-
gen Wohnungsbauministerin
Irmgard Schwaetzer – jetzt

Adam-Schwaetzer – einen Briefbogen ihres
Ministeriums vor die Nase hielt, mit dem sie
ihren Mieter wegen Eigenbedarfes aus ihrer
Privatwohnung gekündigt hatte; sie kün-
digte eine Strafklage gegen mich an, auf die
ich bis heute warte!).

Lesen Sie bitte den Artikel „Der Markt
ist leergefegt“ auf Seite 5.   

Ihr Dr. Eckard Pahlke
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Preisnachlass für Wohnungsumzüge! Die auf den Seiten 2 und 3 genannten Umzugsunternehmen gewähren Mitgliedern des 

Hirschberg Umzüge & Transporte e.K.

22089 Hamburg
Wandsbeker Chaussee 116

� 040 - 209 77 164

hanseatisch gründlich

Privat und Gewerbe

Haushaltsauflösungen
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Umzüge – perfekt für Ihren Anspruch

EDITORIAL
Wimmo muss Gebühren

zurückzahlen, entschied

das Landgericht 

Hamburg.

Heft 2 / 15. Juni 2009

Liebe Mitglieder im MIETERVEREIN ZU HAMBURG,
liebe Leserinnen und Leser,

INHALT
Wohnungsbau ist eine Zukunftsaufgabe. Wie
viel, wie teuer, welche Qualität? – diese
Fragen stellen sich, wenn man an die Ver-
sorgung der Hamburger Bürgerinnen und
Bürger mit Wohnraum denkt. Manchmal hilft
auch ein Blick in die Historie:

Ständig war der MIETERVEREIN ZU HAM-
BURG der „Mahner in der Wüste“, so im Mie-
terJournal von Juni 1992: „Mit Volldampf
zurück – Wohnungsbau in Hamburg“. Oder
Juni 1997: „Hamburgs Woh-
nungsmarkt: Nur die Mieten
sind Spitze“. Und Dezember
2002: „Boom-Town Hamburg:
Bricht der Wohnungsmarkt weg?“.  Jetzt mah-
nen wir wieder: Hamburg braucht jährlich
8.000 neue Wohnungen!

Da erinnere ich mich an eine legendäre
Fernsehsendung bei SAT 1 am 10.1.1993 in
Berlin. Live bei Erich Böhmes „Talk im Turm“
unterstützte mich der kürzlich verstorbene
Hamburger „Immobilientycoon“ Robert Vogel
auf meinen Vorhalt, insbesondere in Ham-
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„Hamburg braucht 
jährlich 8.000 neue

Wohnungen.“

Dr. Eckard Pahlke, 
Vorsitzender im MIETER-

VEREIN ZU HAMBURG
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Patrick Piel (Fotograf Hamburger Abendblatt), Ralf Nehmzow (Jornalist Hamburger Abendblatt), 
Hans-Jürgen Staude und Elke Tomm (WIMMO-Betroffene), RA Thomas Heinzelmann.

Großer Erfolg für den MIETERVEREIN ZU
HAMBURG: Nach einem Urteil des Landge-
richts Hamburg muss die Wimmo GmbH
neun Wohnungssuchenden eine „Vermitt-
lungsprovision“ zurückzahlen. Der dubio-
se Wohnungsvermittler hatte Provisionen
kassiert, obwohl es nicht zum Abschluss
von Mietverträgen gekommen war. Das
Landgericht sah darin einen Verstoß gegen
das Wohnraumvermittlungsgesetz.

In der Wirtschafts- und Dienstleistungsme-
tropole Hamburg sind Wohnungen knapp.
Die Mieten steigen. Der Immobilienmarkt
der „wachsenden Stadt“ wird immer enger.
Kein Wunder, dass entnervte Wohnungs-
suchende nach jedem Strohhalm greifen,
um eine Bleibe zu finden. Um diese Klien-
tel buhlen, bevorzugt in Großstädten, neben
seriösen Maklern sogenannte „Dienstleis-
ter“ mit fragwürdigen Vermittlungsange-
boten. Tausende sind bei der Wimmo – die
Abkürzung steht für „Immobilien Publika-
tion für courtagefreie Wohnungen“ – gelan-
det, die im Immobilienteil der Lokalpresse
im großen Stil seit rund fünf Jahren inse-
riert.

Unter der Hamburger Telefonnummer
32 00 48 03 preist die Wimmo preisgüns-
tige Wohnungen in bevorzugten Wohnla-
gen an. Bei Anruf wird die Kundschaft ins
Büro des Unternehmens gelockt. Die Zah-
lung muss von den Interessenten sofort bei
Vertragsschluss geleistet werden, die Ver-
träge werden jeweils für ein Jahr fest abge-
schlossen. „Eine Kündigungsmöglichkeit
mit Rückforderung eines Teils der gezahl-
ten Beträge oder des ganzen Betrages bei
Erfolglosigkeit der Listenzusendung bestand

32 00 48 03 –
KEIN NACHWEIS UNTER DIESER NUMMER

nach den Verträgen nicht“, bemängelt der
in Sachen Wimmo für den MIETERVEREIN
ZU HAMBURG tätige Rechtsanwalt Thomas
Heinzelmann (siehe Interview). Wer 189
Euro – 2006 waren es noch 179 Euro –
zahlt, erhält Listen von angeblich courtage-
freien Wohnungen. 

Die Sache hat jedoch mehrere Haken:
Diese Aufstellungen enthalten zum Teil kei-
ne aktuell zur Vermietung freistehenden
Wohnungen, teilweise handelt es sich sogar
um Sozialwohnungen. Auch bereits ver-
mietete Wohnungen befinden sich auf den
angeblich top-aktuellen Listen, auf denen
immer wieder dieselben Wohnungen auf-
tauchen. Viele der Wimmo teuer bezahlten
Informationen sind zudem im Internet frei

verfügbar. Oft sind die per E-Mail zuge-
schickten Listen nutzlos, weil sie keine
Angebote in den bevorzugten Stadtteilen
enthalten oder einfach nicht passen. „Ent-
weder waren die Mietangebote nicht zum
gewünschten Datum frei, zu teuer oder
konnten nicht die gewünschte Mindest-
quadratmeterzahl vorweisen“, berichtet
Frank W. in einem Schreiben an den Mieter-
verein zu Hamburg. 

Allein bei Hamburgs größtem Mieter-
verein haben sich rund 400 Betroffene
gemeldet, die sich betrogen fühlen. „Viel-
leicht können Sie mir weiterhelfen, wie ich
vorgehen kann, mein Geld wiederzube-
kommen“, schreibt Korbinian F. Auch Han-
nes W. hakte die „Wimmo-Erfahrung“ bald
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Mietenspiegel 
2015: Wohnen  

wird immer teurer.  
Foto: stahlpress

Liebe Mitglieder, 
sehr geehrte Leserinnen und Leser,

die Mitgliederversammlung hat am 
3. November 2015 mit überwältigender 
Mehrheit einen neuen Vorstand und 
mich zum neuen Vorsitzenden unseres 
Mietervereins zu Hamburg gewählt. 
Für das entgegengebrachte Vertrauen 
bedanke ich mich – auch im Namen des 
Vorstandskollegiums – herzlich. Damit 
ist nicht nur die mehr als 40-jährige 
beispiellose Vorstandsarbeit des bishe-
rigen Vorsitzenden Dr. Eckard Pahlke 
erfolgreich zu Ende gegangen, sondern 
auch der Grundstein für eine radikale 
Verjüngung des bisherigen Vereins-
vorstands  einvernehmlich gelegt wor-
den. Besonders freue ich mich deshalb, 
weil es mir gelungen ist, jüngere, über 
die nötige fachliche und menschliche 
Kompetenz verfügende Kolleginnen 
und Kollegen für die Vorstandsarbeit 
zu gewinnen. Damit sind die Grund-
lagen dafür geschaffen, unseren gut 
aufgestellten Mieterverein gemeinsam 
mit der vorbildlich engagierten Beleg-
schaft mit neuen Ideen, Tatkraft und 
Elan und der Erfahrung der 125-jähri-
gen Vereinsgeschichte über die sich für 
unsere Mitglieder und die Hamburger 
Mieterinnen und Mieter abzeichnen-
den „schweren Stürme“ in den nächsten 
Jahren zu steuern.

Radikale Verjüngung  
des Vereinsvorstands

Dass sich die Hamburger Mieterin-
nen und Mieter bei der Wohnraumver-
sorgung auf „rauer See“ befinden, zeigt 
der aktuelle Hamburger Mietenspiegel 
2015 (Seite 22). Mit einem Mietenan-
stieg von 6,1 Prozent gegenüber 2013 
wurden sogar die bereits sehr hohen 
Werte der zwei letzten Mietenspiegel 
übertroffen. Die Dramatik dieser Mie-
tenexplosion zeigt sich darin, dass in 
den letzten zwei Jahren die Bestands-
mieten in Hamburg – im Vergleich zur 
1,5 Prozent betragenden allgemeinen 
Preisentwicklung – drei Mal schneller 

stiegen. Die hohen Mieten haben in 
der Vergangenheit überwiegend Haus-
halten mit niedrigem Einkommen und 
Normalverdienern Probleme bereitet. 
Mittlerweile hat der Mietenanstieg 
auch die bürgerliche Mitte der 700.000 
Mieterhaushalte erreicht. Sogar für Bes-
serverdiener ist ein Wohnungswech-
sel im bisherigen guten Wohnumfeld 
wegen der hohen Neuvermietungsmie-
ten kaum noch zu bezahlen.

Mietenexplosion  
hat viele Ursachen

Die Explosion der Mieten im aktu-
ellen Mietenspiegel hat viele Ursachen. 
Im Einzelnen an dieser Stelle darauf 
einzugehen, würde den Rahmen spren-
gen. Einer der Gründe dürfte aber darin 
liegen, dass viele Vermieter unbegrün-
dete und zum Teil betrügerische Miet-
erhöhungen verlangen, die von Mietern 
aus Unkenntnis, Bequemlichkeit, unbe-
gründeter Angst vor Gerichtsverfahren 
oder sogar Kündigungen zu Unrecht 
akzeptiert werden. Das muss aber nicht 
sein, wenn Ihre Mieterhöhung, liebe 
Mitglieder, rechtzeitig den auf Miet-
recht  spezialisierten Juristen unserer 
Rechtsabteilung zur Prüfung vorgelegt 
wird. Nur dadurch können Sie sicher-
stellen, dass Sie erstens keinen Euro 
zu viel bezahlen müssen und zweitens 
keine vorschnell akzeptierte überhöhte 
Miete Eingang in den nächsten Mieten-
spiegel 2017 finden wird. Mit diesem 
Vorgehen würden Sie sich selbst und 
allen anderen Hamburger Mieterin-
nen und Mietern das schönste Mieten-
Weihnachtsgeschenk machen.

Ihnen und Ihren Familien  wünsche 
ich ein besinnliches Weihnachtsfest und 
vor allem ein gesundes und sorgenfreies 
Jahr 2016.

Ihr Siegmund Chychla	
Vorsitzender MIETERVEREIN ZU HAMBURG
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Mieterverein zu Hamburg – 	
Jahresbeitrag 2016

Am 1. Januar 2016 wird der Jahres-
beitrag für den Mieterverein zu 
Hamburg fällig und anschließend 

im SEPA-Lastschriftverfahren abgebucht. 
Bitte beachten Sie: Der Mitgliedsbeitrag 
wird satzungsgemäß ohne Rechnung oder 
Mahnung fällig. Wenn uns Ihr SEPA-
Lastschriftmandat vorliegt, brauchen Sie 
sich um die Zahlung nicht zu kümmern.

Selbstzahler werden gebeten, den 
Beitrag unter Angabe ihrer Mitglieds-
nummer bis zum 12. Januar 2016 auf 
eines der folgenden Konten zu über-
weisen oder einzuzahlen: 

Hamburger Sparkasse, 
BIC: HASPDEHHXXX 
IBAN: DE08 2005 0550 1235 1289 21 

Postbank Hamburg, 
BIC: PBNKDEFF 
IBAN: DE11 2001 0020 0228 8202 07 

Falls Sie noch nicht am sicheren und 
bequemen SEPA-Lastschriftverfahren 
teilnehmen, können Sie uns Ihr SEPA-
Lastschriftmandat einfach mit dem For-
mular „Beitrittserklärung“ (Seite 13) 
erteilen. Geben Sie hierbei bitte Ihre Mit-
gliedsnummer an! �

Hinweis
(ga) Während der Weihnachtsferien in 
Hamburg (21. Dezember 2015 bis 1. 
Januar 2016) sind die Mietervereinszen-
trale Beim Strohhause 20 (Berliner Tor) 
und die Außenberatungsstelle Altona 
(Neue Große Bergstraße 9) bis auf die 
Festtage geöffnet. �

 MIETERVEREIN AKTUELL

(vs) Rechtsanwältin, Mediatorin, Coachin, 
Künstlerin – Ulrike Hinrichs ist eine Frau 
mit vielen Interessen und Talenten. Nor-
malerweise berät die Vielbeschäftigte als 
freie Anwältin in den Räumen des Mieter-
vereins in der Hölertwiete 2 Hilfesuchende 
bei Problemen mit der Wohnung. Doch 
am 12. Harburger Kulturtag im November 
lernten die Besucher der Geschäftsstelle 
eine andere Facette der Juristin kennen – 
ihre künstlerische Ader. Inspiriert durch ihr 
Kunsttherapiestudium begann Hinrichs, 
mit Pappmaschee zu experimentieren. 
Ihre neuesten Kreationen stellte die Hob-
bykünstlerin unter dem Titel „Zwischen 
den Welten“ aus. Zu sehen waren ulkig wir-
kende dickbäuchige Figuren, gefertigt aus 
Haushaltsflaschen, Kanistern,  Muschel-
kronen und Papier – darunter einige Frau-
enfiguren und ein Sultan. „Ich arbeite 
mittlerweile am liebsten skulptural, nutze 
Holz und derzeit Pappmaschee“, nennt 
Ulrike Hinrichs ihre Vorlieben. Das Tolle 
dabei: Der bei der Rechtsanwältin reichlich 
anfallende Büromüll wird so zu Kunst. Die 
Idee kam bei vielen Schaulustigen gut an. 
Die Resonanz der Besucher auf ihre Werke 
sei sehr gut gewesen, sie habe sogar einige 
Figuren verkauft, freut sich Hinrichs, die an 
der Medical School den „Master of Expres-
sive Arts“ anstrebt und nebenher ehren-
amtlich Malkurse für Flüchtlinge gibt. �

Ein Sultan aus 
Pappmaschee
HARBURG: KUNSTAUSSTEL-
LUNG IN DER AUSSENSTELLE 
DES MIETERVEREINS

Einige der Figuren (oben, links), die  
Ulrike Hinrichs in den Räumen des  

Mietervereins in Harburg (unten)  
ausgestellt hat. Fotos: Hinrichs

 �Weitere Infos im Internet: 	
https://aufdemsofa.wordpress.com
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Von Dr. Eckard Pahlke und Volker Stahl

Folge des neuen Mietenspiegels: Über 
Hamburg wird eine Mieterhöhungswel-
le schwappen. Nach Erfahrungen mit 
den letzten Mietenspiegeln schätzt der 
Mieterverein zu Hamburg, dass zahl-
reiche Haushalte eine Mieterhöhung 
bekommen werden. Die sich aus dem 
Mietenspiegelwerten ergebenden Erhö-
hungsspielräume werden viele Vermie-
ter postwendend nutzen. Aber Achtung: 
Nicht jede Forderung ist rechtens, wie 
zahlreiche Beispiele zeigen!

Leider erkennen nach den Erfahrun-
gen des Mietervereins viele Mieter 
nicht, wenn sie abgezockt werden sol-

len. Unkritische Mieter erleiden dadurch 
immense finanzielle Schäden. Schätzt man 
bei nur jeder zwanzigsten der circa 550.000 
Wohnungen, für die der Mietenspiegel 
Anwendung findet, Fehler zu Lasten der 
Mieter, kommt man auf einen jährlichen 

Schaden von mehr als zehn Millionen 
Euro. Auf Dauer des Mietverhältnisses ist 
der Schaden bei den Mietern weit höher. 
Schlimmer noch: Die von Mietern unge-
prüft unterschriebenen und überhöhten 
Mieten bestimmen die hohen Werte der 
zukünftigen Mietenspiegel. 

Wie die nach Veröffentlichung des letz-
ten Mietenspiegels gemachten Erfahrungen 
zeigen, haben viele Vermieter trickreich das 
schwierige Mietrecht ausgenutzt, um zu in 
der Höhe nicht gerechtfertigten Mieten zu 
kommen. Zumindest haben sie dies ver-
sucht. Folgende Fälle zeigen das:

Fast jeden nur erdenklichen Fehler 
machte eine Erbengemeinschaft aus Wedel 
als Vermieter gegenüber den Mietern 
Petra und Gerhard A. aus dem Reyesweg 
im Stadtteil Barmbek. Die in normaler 
Wohnlage belegene Straße wurde einfach 
der guten Wohnlage zugeordnet. Ebenso 
war die Baualtersklasse falsch. Auch wur-
de eine um fast vier Quadratmeter über-
höhte Wohnfläche behauptet. Schließlich 

wurde die 15-prozentige Kappungsgrenze 
nicht beachtet. Alles deckte der Mieterver-
ein auf, sodass die verlangte Monatsmiete 
von 462,33 Euro netto kalt auf 360,62 Euro 
gekürzt wurde. Die Mieter sparen jährlich 
1.220,52 Euro!

Dank Mieterverein 1.220 Euro 
Ersparnis jährlich

Das Wohnungsunternehmen Erich 
Thor forderte von den Eheleuten W. aus der 
Von-Sauer-Straße in Altona 635,55 Euro. 
Der Mieterverein verwies auf Lagenachtei-
le dieser Straße, auf der werktäglich 43.000 
Kraftfahrzeuge mit einer Schwerverkehrs-
anteil von vier Prozent verkehren. Im 
Vergleichsweg stimmte das Unternehmen 
einer Kürzung der Miete auf 620,59 Euro 
zu. So sparen die Mieter jährlich immerhin 
179,52 Euro.

Im folgenden Fall spart die ARGE 
viel Geld. Sie übernimmt die Mieten für 
Rüdiger M. aus der Beethovenstraße in 

Millionenschäden bei Mietern 	
durch falsche Mieterhöhungen
HAMBURGER MIETENSPIEGEL 2015: JEDE ERHÖHUNG ÜBERPRÜFEN LASSEN!

Absurde Mieterhöhung: Eine Mieterin in der  
Karolinenstraße sollte ihrem privaten Vermieter  
mehr zahlen, weil die Stadt (!) einen Spielplatz  

vor dem Haus erstellt hat. Foto: stahlpress 
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Barmbek. Eine Eigentümergemeinschaft 
verlangte für gut 46 Quadratmeter eine 
Grundmiete von 461,68 Euro. Der Mie-
terverein verwies auf Ausstattungs- und 
Lagenachteile der Wohnung und erklärte, 
dass die bisherige Miete von 401,36 Euro 
ausreichend sei. Das wurde akzeptiert, 
sodass die ARGE jährlich 723,84 Euro 
weniger ausgeben muss. Ein Beispiel, das 
zeigt, wie günstig und finanziell vorteil-
haft sich die Kooperation zwischen ARGE/
Sozialamt und dem Mieterverein auswirkt; 
denn der von der Stadt gezahlte Mitglieds-
beitrag beträgt nur 40 Euro. Dem Mieter 
Journal gegenüber wollte M. sich nicht 
zu Wort melden, weil er „keine schlafen-
den Hunde wecken will“. Dieser Fall zeigt 
nicht nur, dass viele Mieter Angst haben, 
sich zu äußern, obwohl das Recht auf ihrer 
Seite ist. Er gibt auch zu bedenken, ob von 
den Nachbarn, die nicht zur Beratung zum 
Mieterverein geschickt wurden, die Mieter-
höhung gezahlt wird. 

Mieter in Wandsbek  
sparen 444 Euro im Jahr

Ein weiterer Fall: Ursula und Olaf 
Sch. sollten für ihre in der Seumestraße in 
Wandsbek belegene Wohnung monatlich 
467,84 Euro zahlen. Der Mieterverein wies 
darauf hin, dass die Wohnung vermieter-
seitig weder Bad noch Sammelheizung 
habe. Ein Sachverständigengutachten hat-
te das Baualter des Hauses auf „bis 1918“ 
bestimmt, der Vermieter behauptete ein 
Baujahr von 1930 und versuchte so, die 
Wohnung in ein für ihn finanziell güns-
tigeres Mietenspiegelfeld zu verschieben. 
Rechtsanwältin Susanne Pommerenke vom 
Mieterverein stimmte deshalb nur einer 
Erhöhung auf 430,78 Euro zu. Die Mieter 
sparen demnach jährlich 444,72 Euro.

Ruth und Harald N. sollten für ihre 
Wohnung am Mühlendamm statt 395 
immerhin 434,52 Euro bezahlen. Hier wur-
de die 15-prozentige Kappungsgrenze nicht 
beachtet. Da der Mieterverein deshalb nur 
einer Erhöhung auf 403,51 Euro zustimm-
te, sparen die Mieter jährlich 372,12 Euro.

Doch nicht nur bei privaten Vermietern 
ist Vorsicht geboten, sondern auch bei der 
SAGA GWG. Das städtische Wohnungs-
unternehmen verlangte von Mehmet E. 
für seine Wohnung in der Lübecker Straße 
eine Grundmietenerhöhung von 403,62 auf 
427,91 Euro. Der Mieterverein verwies auf 
den Straßenlärm und den fehlenden Bal-
kon und stimmte deshalb nur einer Anhe-
bung der Miete auf 416,75 Euro zu. Das 
akzeptierte das städtische Unternehmen. 
Der Mieter spart jährlich immerhin 133,92 
Euro. 

Ein weiteres Mal wurde die gesetzliche 
Kappungsgrenze nicht beachtet, und das 
von dem renommierten Makler Hinsch & 
Völckers, Mitglied im Immobilienverband 
Deutschland und im Verein Hamburger 
Hausmakler. Der Mieterverein rechnete 
nach – mit dem Ergebnis, dass die Miete-
rin Maren M. aus der Karolinenstraße statt 
der verlangten 460,79 nur 451,88 Euro für 
ihre 59 Quadratmeter große Wohnung zu 
zahlen hätte. Die 69-Jährige zahlte aller-
dings schon – zu spät in den Mieterverein 
eingetreten – aufgrund früherer unzulässi-
ger Mieterhöhungen und der Zustimmung 
dazu besagte 460,79 Euro. Nach Ablehnung 
der Mieterhöhung auf 519,20 Euro spart die 
Mieterin jährlich nun 700,92 Euro. Maren 
M. wohnt seit 33 Jahren im „Gängeviertel“, 
wie sie ihren Kiez nennt. Ihr Vermieter, 
ein Herr um die 90 – ihm gehören in der 
Karolinenpassage mindestens acht Häuser 
mit je sechs Wohnungen, dazu Objekte in 
Eppendorf – kann trotz seines hohen Alters 
den Hals offenbar nicht voll genug kriegen.

Vor rund zehn Jahren trat die Mieterin 
deshalb in den Mieterverein ein – „auf den 
Rat einer Arbeitskollegin, nachdem ich 
mal wieder eine Mieterhöhung erhalten 
hatte“. Diese Verlangen seien teilweise mit 
„abstrusen  Begründungen“ erfolgt, erregt 
sich die Mieterin. Mal wegen eines von der 
Stadt (!) neu geschaffenen Spielplatzes in 
der Straße, mal wegen eines angeblich neu 
gemachten Treppenhauses. Das habe aber 
bis auf ein Stockwerk seit 40 Jahren kei-
ne neue Farbe mehr gesehen, ärgert sich 
Maren M. Der Vermieter hatte sie mehr-

mals verklagt, weil sie die Mieterhöhung 
nicht akzeptieren wollte. Meist habe sie 
gewonnen, einmal sei es zu einem Ver-
gleich gekommen: „Ich kam jedesmal mit 
einem Vorteil aus der Geschichte heraus“, 
so M. Dank der Beratung durch den Mie-
terverein habe sie bisher „mindestens 2.000 
Euro gespart“, rechnet die pensionierte 
Verwaltungsangestellte vor. 

Auf unrechtmäßigen Profit war auch 
die angeblich seriöse Grundstücksverwal-
tung KBB (ebenfalls im Immobilienver-
band Deutschland organisiert) aus und 
verlangte nach der Veröffentlichung des 
letzten Mietenspiegels von dem Mieter H. 
aus der Veringstraße in Altona eine Miet-
erhöhung von 275 auf 316,48 Euro. Sie 
übersah dabei, dass aufgrund der mietver-
traglichen Staffelmietvereinbarung eine 
Mietererhöhung nach dem Mietenspiegel 
nicht möglich ist. Immerhin entschuldig-
te sich die Verwaltung. Das Mitglied spart 
jährlich 497,76 Euro.

Herr H. aus der  
Veringstraße hat jährlich  

497 Euro mehr im Geldbeutel

Der Mieter Wolfgang C. sollte für seine 
Wohnung im Erdkampsweg in Fuhlsbüt-
tel 694,32 Euro zahlen. In den bisherigen 
Mieterhöhungsverfahren wurde immer der 
Mittelwert des zuständigen Mietenspiegel-
felds zugrunde gelegt, hier verlangte die 
Verwaltung weit mehr. Auf diesen Fehler 
wies der Mieterverein hin. Nun spart der 
Mieter jährlich 707,52 Euro. 

Die Basler Lebensversicherungs AG 
verschickte an ihre Mieter in der Anlage 
Neuer Steinweg am Großneumarkt Miet-
erhöhungen. Sie führte die Mieter dadurch 
in die Irre, dass die Wohnanlage in der 
Neustadt mit „gut“ statt nur mit „normal“ 
angegeben wurde. Auch wurden falsche 
und teurere Rasterfelder des Mietenspiegels 
herangezogen. Bis heute wurden zehn Mie-
ter der Anlage Mitglieder im Mieterverein. 
Jeder spart durch den Einsatz der Rechtsab-
teilung des Mietervereins jährlich rund 600 
bis 700 Euro. Offenbar war die Lebensver-
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In der Beethovenstraße (Barmbek) verhinderte der Mieterverein eine Mieterhöhung wegen Lagenachteilen (links).  
Und die Mieter im Reyesweg (ebenfalls in Barmbek) sparen  1.220,52 Euro jährlich dank dem Mieterverein. Fotos: stahlpress
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INTERVIEW

Mietenspiegel hilft, Streit zu vermeiden“

MJ-Redakteur Volker Stahl sprach mit 
Marielle Eifler, Stellvertretende Vorsit-
zende des Mietervereins zu Hamburg, 
über den Sinn und Zweck des Mieten-
spiegels.

Was ist eigentlich ein Mietenspiegel?
Der Mietenspiegel ist eine Übersicht 

über die in Hamburg gezahlten Mieten 
für Wohnungen vergleichbarer Art, Grö-
ße, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage. 
Der Hamburger Mietenspiegel ist ein so 
genannter qualifizierter Mietenspiegel 
und wurde 1976 eingeführt. In Hamburg 
wird der Mietenspiegel nach wissenschaft-
lichen Grundsätzen erstellt und von Inte
ressenvertretern der Vermieter und Mieter 
gemeinsam anerkannt. Die Daten werden 
repräsentativ erhoben.

Warum ist die Erstellung des Mietenspiegels 
sinnvoll?

Will der Vermieter die Miete erhö-
hen, muss er die Mieterhöhung schriftlich 
begründen. Er muss dem Mieter erläutern, 
dass die bisher von ihm gezahlte Miete 
geringer ist als die so genannte ortsübliche 
Vergleichsmiete, und ihm plausibel dar-
legen, dass die künftig von ihm verlangte 
Miete die ortsübliche Miete für vergleichba-
re Wohnungen nicht übersteigt. Das Gesetz 
sieht als Begründungsmittel die Benennung 
von drei Vergleichswohnungen, die Vorlage 

eines Sachverständigengutachtens oder den 
Verweis auf einen Mietenspiegel vor. Nach 
ständiger Rechtsprechung des Landgerichts 
Hamburg ist der Hamburger Mietenspiegel 
die zuverlässigste Erkenntnisquelle für die 
ortsübliche Miete der von ihm erfassten 
Wohnungen.  

Gilt der Mietenspiegel für alle Wohnungen 
Hamburgs?

Von den fast 700.000 Mietwohnungen 
werden circa 550.000 von dem Mietenspie-
gel erfasst. Er gilt nicht für vermietete Ein- 
und Zweifamilienhäuser sowie für Sozial-
wohnungen. 

Weshalb ist er so wichtig?
Der Mietenspiegel dient nicht nur dem 

Vermieter als Begründungsmittel für seine 
Mieterhöhungsforderung, sondern auch 
den Mietern als Kontroll- und Begren-
zungsmittel bei überzogenen Forderun-
gen des Vermieters. Beide Seiten erhalten 
ein wichtiges Instrument, um ihre Ansicht 
objektiv überprüfen zu können. Dadurch 
können in den meisten Fällen gerichtliche 
Streitigkeiten vermieden werden. 

In erster Linie ist der Mietenspiegel ein 
Instrument, um Mieten zu erhöhen. Muss 
der Mieterverein ihn nicht deshalb ablehnen?

Der Mieterverein zu Hamburg begleitet 
die Entstehung des Mietenspiegels seit sei-

ner Einführung 1976 in Zusammenarbeit 
mit der Stadt und den anderen Interessen-
vertretungen im Arbeitskreis Mietenspie-
gel. Wir unterstützen die Erstellung, da die 
Erfahrung der letzten Jahrzehnte zeigt, dass 
in Gemeinden und Kommunen, in denen 
kein Mietenspiegel herausgegeben wird, 
überproportional hohe Mieterhöhungen in 
Kauf genommen werden müssen. Denn der 
Vermieter kann sich dann auf ein Gutach-
ten stützen, das erfahrungsgemäß zu deut-
lich höheren Mieten führt. 

Stellt der Mietenspiegel eine Mietentwick-
lung in Hamburg dar?

Der Mietenspiegel gibt nur die ortsüb-
liche Vergleichsmiete wieder. Diese wird 
gebildet aus den geänderten Mieten der letz-
ten vier Jahre. Wir setzen uns dafür ein, dass 
das Datenmaterial auf eine breitere Basis 
gestellt wird und die Mieten des gesamten 
Markts zugrunde gelegt werden. �

sicherung über ihre massiv fehlerhaft han-
delnde Grundstücksabteilung erschrocken 
und zog bei sämtlichen Mietern die Miet-
erhöhung zurück – sogar bei denen, die der 
Erhöhung schon zugestimmt hatten. 

Auch dies ist ein Verdienst des Mie-
tervereins zu Hamburg, den Adelheid Olt-
manns, wohnhaft im Neuen Steinweg 1, zu 
schätzen weiß: „Der Mieterverein hat mir 
mehrfach geholfen, er bietet einem Rück-
halt. Man weiß, dass man nicht alleine 
dasteht und keine Panik bei Streitigkeiten 
mit dem Vermieter bekommen muss.“ 
Sonst gebe es in der Wohnanlage, die vor-
her dem Deutschen Ring gehörte, keine 
Probleme: „Der Vermieter ist sonst okay. 
Die kümmern sich aktuell um eine Lärm-
geschichte im Haus.“ Das könne aber auch 
daran liegen, „dass die wissen, dass ich 
Mitglied im Mieterverein bin“, mutmaßt 
Adelheid Oltmanns: „Eingetreten bin ich 

vor vielen Jahren wegen Problemen mit 
einer asbesthaltigen Nachtspeicherhei-
zung. Später hat mich der Mieterverein 
bei einer Untervermietung unterstützt, die 
mein damaliger Vermieter nicht akzeptie-
ren wollte.“

Die oben aufgezählten Fälle sind nur 
eine Auswahl aus einer Vielzahl von abge-
lehnten Mieterhöhungen seit der Zeit des 
letzten Mietenspiegels 2013. „Deutlich 
wird, dass jeder Mieter seine Mieterhöhung 
im Mieterverein überprüfen lassen sollte“, 
betont Siegmund Chychla, Vorsitzender 
des Mietervereins zu Hamburg, „die Trick-
sereien sind vielfältig.“ Ein Skandal sei, 
dass die Richter des Bundesgerichtshofs 
Täuschungen und Betrügereien oftmals 
sogar Vorschub leisteten. Die hätten näm-
lich entschieden, dass Mietenspiegel den 
Mieterhöhungsverlangen nicht mehr bei-
liegen müssen.

Demnach können Vermieter Erhö-
hungen „ins Blaue“ verlangen in der 
Erwartung, dass die uninformierten und 
oft ängstlichen Mieter unterschreiben. 
Selbst wenn die nach dem Mietenspiegel 
erlaubten Mieten weit überschritten wer-
den, müssen sich gutgläubige Mieter nach 
Meinung der BGH-Richter an ihre Unter-
schrift halten, obwohl jedes Mietegericht 
die verlangte Miete ablehnen würde. Die 
merkwürdige Rechtsprechung, dass Ver-
mieter für bis zu zehn Prozent überhöhte 
Wohnflächen abkassieren konnten, haben 
die BGH-Richter nach massiver Kritik des 
Mieterbunds und von Rechtswissenschaft-
lern zum Glück aufgegeben (siehe BGH-
Urteile, Seite 20). Viel Geld ist aber jahre-
lang – wie sich jetzt zeigt – unberechtigt in 
die Kassen der Vermieter geflossen.

Der wichtige Rat also: Vor jeder Unter-
schrift zum Mieterverein! �
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Von Dr. Rainer Kreuzer

Ein leerstehendes Einkaufszentrum, 
graue Betonwände, breite Straßen und 
jede Menge Billigshops prägen noch 
immer das Image der Harburger City. 
Doch einige Ecken wurden in letzter Zeit 
aufgehübscht. Mit teuren Studenten-
wohnungen wollen Bauherrn jetzt das 
große Geschäft machen.

Die S-Bahn fährt tief unter der Erde 
am Bahnhof Harburg ein. Dort 
beginnt ein rot-gelbes Labyrinth 

mehrgeschossiger Gänge mit Kurven, Trep-
pen und Abzweigungen. Wer mit etwas 
Glück den Weg in die Einkaufspassage fin-
det, blickt alsbald hinter der nächsten Ecke 
auf das Harburg-Center. 

Schaufenster im Erdgeschoss sind mit 
Holzplatten versiegelt. Ein Bauzaun steht 
davor. Leerstand seit 2007. Passanten nen-
nen es spottend das „hässliche Wahrzei-
chen Harburgs“. Und der Bezirk schaut zu. 
„Das Bezirksamt Harburg hat hier keine 
rechtliche Handhabe, den Leerstand zu 
vermeiden, da es sich um ein Gewerbeob-
jekt handelt“, erklärt Sprecherin Beatrice 
Göhring. Eine Zeit lang hatten sich im 
Eingangsbereich Obdachlose provisorisch 
niedergelassen. Dann wurden die Zugän-
ge vernagelt. Immer wieder habe Eigen-
tümer Hans-Dieter Lindberg die Stadt mit 
Ankündigungen und „falschen Erfolgsmel-
dungen“ über neue Pläne hingehalten, kri-
tisieren CDU und SPD gemeinsam in der 
Bezirksversammlung. Sämtliche Versuche, 
den „Schandfleck“ wieder „sachgerecht zu 
nutzen“, seien gescheitert.  

Dem MieterJournal verriet Lindberg 
nun, er habe bereits im vergangenen Jahr 
die Supermarktkette Sky als Mieterin gewin-
nen können. Doch der Einzug stockt. Die 
Coop-Zentrale in Kiel, zu der Sky gehört, 
wartet ab, bis weitere Mieter die leerstehen-
de Betonburg neu beleben. „Ob wir unser 
Vorhaben realisieren, können wir Ihnen 
allerdings noch nicht sagen“, erklärt Coop-
Sprecherin Rebecca Schulz. Doch Lindberg 
ist weiter zuversichtlich. „Es gibt weitere 
Interessenten“, sagt er. Noch verhandele er 
mit ihnen. Eine Nutzung als Wohnraum 
käme nicht in Betracht, weil nur eine Seite 
des Gebäudes mit Fenstern ausgestattet sei. 

Das Harburg-Center wurde 1984 
erbaut, ein Jahr nach der Eröffnung der neu-
en S-Bahn-Strecke bis Harburg-Rathaus. 
Zuvor war die City Harburgs autogerecht 
mit Abrissbirnen und Stahlbeton saniert 
worden. Kleine Geschäftsleute mussten 
weichen. „Allein für die S-Bahn und die 
spätere Ringstraße wurden 62 Häuser mit 
265 Wohnungen niedergerissen“, berichtet 
Politikwissenschaftler Rainer Joschies in 
seinem Harburg-Buch „21 Hamburg 90“. 
Der Harburger Ring durchschneidet das 
Zentrum noch immer. Es wird zudem von 
Verkehrsadern wie der Moorstraße, Han-
noverschen Straße und der B 73 eingehegt, 
die dem dicht betonierten Quartier einen 
beengten Inselcharakter verleihen. Dort 
lebten nach Angaben des Bezirksamts im 
Jahr 2013 23.202 Menschen, die meisten 
davon sind arm. Die Hälfte aller Kinder 
unter sieben Jahren war laut Statistikamt 
Nord in 2014 auf Hartz IV angewiesen. 
Die durchschnittlichen Jahreseinkünfte 
lagen im Jahr 2010, der aktuellsten Zahl, 

mit 19.246 Euro pro Steuerzahler auf den 
unteren Rängen der Hamburger Quartiere. 

Doch die Mieten steigen: laut Bezirks
amt von 7,47 Euro pro Quadratmeter netto 
kalt 2009 auf 8,68 Euro 2013. Aktuell wer-
den Wohnungen meist für neun bis zehn 
Euro pro Quadratmeter angeboten. Von 
Gentrifizierung könne aber keine Rede 
sein, meint Margit Bonacker, Leiterin des 
Business Improvement Districts (BID) 
Lüneburger Straße: „Ich glaube, die wird 
auch niemals stattfinden.“ Der BID ver-
sucht, als Zusammenschluss der Grundbe-
sitzer das Geschäftsumfeld in der Fußgän-
gerzone schon seit 2009 zu verschönern 
und wird durch private Beiträge finanziert. 
Die einst vielen gewerblichen Leerstände in 
der „Lü“ sind inzwischen verschwunden. 
Mit „Pop-up-Stores“ werden immer wieder 
zumindest für ein paar Monate Zwischen-
mieter gewonnen, die das Angebotsspek
trum erweitern und Leerstände verhindern. 
Ein neuer Modeschmuckhändler bleibe 
nun dauerhaft, berichtet Bonacker. Dem-
nächst kämen „Designer aus dem Schan-
zenviertel“. Gern würde die BID-Chefin 
auch ein Latte-macchiato-Café gewinnen, 
Läden mit „besonderen Sachen“ und die 
„nette Gastronomie“ für die „Lü“ begeis-
tern. Den lange Zeit verwahrlosten „Glo-
ria-Tunnel“ für Fußgänger hat der Bezirk 
bereits grundlegend saniert und ihm mit 
einer bunten Lichtinstallation sowie einem 
Kunst-Café neue Behaglichkeit verliehen. 
Doch in der „Lü“ dominieren noch Back-
filialen, Handyläden und Ramschhändler 
das Erscheinungsbild. 

André Lenthe, stellvertretender Frakti-
onsvorsitzender der Linken in der Bezirks-

Hamburger Quartiere (19): Harburg-Zentrum
INVESTOREN HOFFEN AUF DIE „ELITE VON MORGEN“

 LEBEN IN HAMBURG

Der Schandfleck Harburg-Center (links). Hier sollen teure Studentenap-
partements entstehen (oben). Versteckte Wohnperle hinter der Einkaufs-

straße (rechts).  Wenig Flair in der Lüneburger Straße (ganz rechts).  
Fotos: Kreuzer
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versammlung Harburg, sieht vor allem das 
2004 eröffnete Phoenix-Center als Haupt-
grund für die Abwertung der Fußgänger-
zone. Kundschaft und Läden seien dadurch 
abgezogen worden. Die Ansprüche der 
großen Parteien an die City seien zudem 
weit überzogen. „Die wollen einfach nicht 
akzeptieren, wie der Stadtteil ist“, sagt Len-
the. „In Harburg sind vor allem die Bewoh-
ner im Zentrum arm. Und das spiegelt sich 
in der Fußgängerzone einfach wider.“ Statt 
zu versuchen, immer mehr Kundschaft aus 
dem Umland anzuwerben, sollten in der 
City mehr Wohnungen gebaut werden. 

Direkt gegenüber dem Bahnhof wird 
zwar noch nicht gebaut, dafür aber umso 
eifriger spekuliert. Das denkmalgeschützte 
Verwaltungsgebäude der Phoenix-Werke, 
heute Continental, steht schon seit Jahren 

teilweise leer. Dann kaufte der Harbur-
ger Projektentwickler Udo Stein den 1929 
errichteten Komplex. Einen Teil vermietet 
er nach eigenen Angaben weiter an die 
Conti-Verwaltung, den anderen habe er 
bereits weiterverkauft. Für diesen Gebäu-
deteil sei im Mai ein Bauantrag für Studen-
tenwohnungen gestellt worden. Und nun 
wittert der neue Investor offenbar das ganz 
große Geld. 

Unter dem Label VIVO@PHOENIX 
bietet die Immobilien Projekt Marketing 
GmbH 167 möblierte Studentenapparte-
ments zu Kaufpreisen zwischen stolzen 
4.541 und 5.190 Euro pro Quadratmeter 
an. „Investieren in die Elite von morgen“, 
heißt es im Exposé. Die durchschnittlich 
20 Quadratmeter großen Lernzellen sollen 
für bis zu 400 Euro monatlich vermietet 

und von einer Capera Immobilien Ser-
vice GmbH verwaltet werden. Als Bauherr 
wird eine OT Phoenix Hamburg GmbH in 
Gera angegeben. Beim Wirtschaftsinfor-
mationsdienst Moneyhouse findet sich die 
dazugehörige Notiz: „Herr Udo Stein in 
Hamburg ist seit Juli 2013 Geschäftsführer 
der OT Phoenix Hamburg GmbH.“ Das 
Unternehmen in Gera teilte dem Mieter 
Journal auf Anfrage mit, Stein sei bereits 
im Februar wieder aus der Geschäftsfüh-
rung ausgeschieden. Viel mehr war über 
das Geschäftslabyrinth nicht zu erfahren. 
Zumindest noch so viel: Erst zum Winter-
semester 2017 sollen nach Auskunft des 
Maklers die ersten Studenten einziehen. 
Dann dürften auch die Chancen für ein 
Latte-macchiato-Café in der „Lü“ deutlich 
steigen. �

Von Jan Laboor

Als ich 2007 nach Harburg gezogen 
bin, fand ich den Kleinstadtcharak-
ter hier sehr sympathisch. Im Zen

trum ist alles zu Fuß erreichbar und über-
schaubar. Die „Stumpfe Ecke“ habe ich 
dann 2010 kennengelernt und fühlte mich 
darin sofort zu Hause. Da waren alle Leu-
te gleich per Du. Das gefällt mir. Seit zwei 
Jahren bin ich Geschäftsführer der Kneipe. 
Bei uns liegt keine Bild-Zeitung aus und es 
gibt keine Spielautomaten. Damit unter-
scheiden wir uns doch sehr von anderen 
Kneipen in Harburg. 

Harburg ist schon etwas ganz Beson-
deres. Gerade hier im Szeneviertel ist die 
Stimmung auf der Straße sehr anonym. 
Da ist wenig Verbindung zwischen den 
Menschen. Es fehlt einfach das Flair. Vie-
le Bausünden, Beton und breite Straßen. 
Besonders das Harburg-Center hinter 
der Seevepassage ist ein Schandfleck. Das 

Bezirksamt schaut tatenlos zu, wie es schon 
seit acht Jahren leersteht, und macht nichts. 
Da müsste wieder eine Therme oder ein 
Sportangebot einziehen, damit die Men-
schen hier etwas haben, wo sie zusam-
menfinden können. Ein Treffpunkt, mehr 
Kultur – das fehlt hier sehr. Zum Ausgehen 
fahren die Harburger am Wochenende 
über die Elbe nach Hamburg. 

Ein Lichtblick ist jedoch die 
„Suedkultur“-Nacht. Die findet einmal 
jedes Jahr statt. Da zahlt man an einem 
Veranstaltungsort fünf Euro und kann zu 
allen Konzerten im ganzen Viertel gehen. 
Dieses Jahr haben 16 Clubs daran teilge-
nommen. Und seitdem die Gloria-Passage 
über ein Kunstcafé und eine sehr gelunge-
ne Beleuchtung verfügt, hat das Harburger 
Zentrum wieder deutlich an Lebensquali-
tät gewonnen. Bis mal die Hipster und die 
Latte-macchiato-Szene kommen, wird es 
wohl lange dauern. Die sind weit und breit 
nicht in Sicht. �

Der Autor ist 48 Jahre 
alt und Geschäfts-

führer der seit 1907 
bestehenden Eck-

kneipe „Zur Stumpfen 
Ecke“ direkt hinter 

dem Marktkauf-Cen-
ter. Fotos: Kreuzer

„�Hipster sind weit und breit nicht in Sicht!“
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Von Dr. Rolf Bosse

Vier Jahre nach der Gründung des Bünd-
nisses für das Wohnen ist die Zahl der 
Neubauten immer noch zu gering. Bei 
steigender Armutsquote und damit grö-
ßerem Bedarf an günstigem Wohnraum 
für Geringverdiener verschärft sich die 
Situation zurzeit weiter durch den stei-
genden Zuzug von Flüchtlingen. Die 
einzige Antwort hierauf lautet: Es muss 
zusätzlicher, bezahlbarer, geförderter 
Wohnraum entstehen. Hier zählt jede 
Wohnung.

Dass gewinnorientierte Wohnungsun-
ternehmen beim Neubau eher preis-
freien Wohnraum oder gar Eigen-

tum im Fokus haben, verwundert nicht. 
Doch auch Akteure, die dem Gemeinwohl 
verpflichtet sein sollten, entscheiden sich 
viel zu häufig gegen sozialen Wohnungs-
bau. Hier mehr Anreize zu schaffen, ist 
Aufgabe der Politik. Aber auch jeder Mieter 
kann die Entwicklung seines Wohnumfelds 
mitgestalten – vor allem im eigenen Inte
resse an einer bezahlbaren Wohnung.

Am 18. August fand eine Feierstun-
de zum ersten Spatenstich des Neubaus 

„Elisa II“ statt. Die Vereinigte Hamburger 
Wohnungsbaugenossenschaft (vhw) hatte 
Senatsvertreter, Lokalpolitiker, Journalis-
ten sowie Vertreter der Genossenschafts-
mitglieder und des Mietervereins zu Ham-
burg eingeladen. In ihren jeweiligen Gruß-
worten lobten die Redner den erzielten 
Kompromiss – es entstehen ausschließlich 
geförderte Wohnungen –, verwiesen aber 
auch auf den schwierigen Weg dorthin. Der 
Neubau, wie er heute entsteht, hätte bereits 
vor Jahren errichtet werden können, hät-
te die vhw dieses Ziel von vornherein im 
Blick gehabt. Stattdessen erforderte es eine 
massive Kraftanstrengung, vor allem der 
verbliebenen Bewohner des alten Gebäu-
des, die vhw davon zu überzeugen, dass 
ein Neubau mit Mieten um zwölf Euro pro 
Quadratmeter von vielen Mietern nicht zu 
bezahlen sei.

Wohnungsunternehmen  
reagieren auf Druck

Der Fall „Elisa“ zeigt deutlich, dass in 
Hamburg hochpreisiger Wohnungsbau 
nicht nur am Bedarf vorbeigeht, sondern 
auch weder in der Bevölkerung noch in 
der Politik oder der Presse Akzeptanz fin-

det. Das Beispiel zeigt zudem, wie sensibel 
Wohnungsunternehmen auf Druck von 
außen reagieren, dass also Engagement für 
bezahlbaren Wohnraum sinnvoll ist und 
Früchte trägt. Zuletzt dürfen auch die Ein-
flussmöglichkeiten der Mieter nicht unter-
schätzt werden. Wo bestehender vermiete-
ter Wohnraum einem Neubau weichen soll, 
läuft nichts ohne Zustimmung der Mieter. 
Nicht ohne Grund dauerte die Auseinan-
dersetzung um „Elisa“ vier Jahre. Und nicht 
ohne Grund stehen die Gebäude im Hin-
terhof der Hegestraße 46/48 auch dreiein-
halb Jahre nach der ersten Ankündigung 
der Abrisspläne immer noch. 

Soll ein vermietetes Wohngebäude 
abgebrochen und stattdessen ein Neubau 
errichtet werden, muss der Eigentümer 
nicht nur die erforderliche Genehmigung 
besitzen, er muss zuvor den vorhandenen 
Mietvertrag beenden. Solange ein Miet-
vertrag besteht, hat der Mieter das aus-
schließliche Nutzungsrecht der vermieteten 
Wohn- und Nebenräume, einen Anspruch 
auf Gewährung der Gebrauchsüberlassung 
und selbstverständlich auch Anspruch auf 
Instandhaltung und Instandsetzung gegen-
über dem Vermieter. Die einzige Möglich-
keit für den Vermieter, ein Mietverhältnis 

Proteste der Mieter zeigen Wirkung
DIE HAMBURGER WOHNUNGSWIRTSCHAFT PLANT AM BEDARF VORBEI
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einseitig zu beenden, ist die Kündigung. 
Diese ist aber nur in engen Grenzen mög-
lich. Eine Vertragsverletzung des Mieters 
kann ein Kündigungsgrund sein, wenn 
sie gravierend genug ist. Eigenbedarf des 
Vermieters ein weiterer. Beides scheidet in 
der Regel aus, wenn das Gebäude abgeris-
sen werden soll. Es bleibt die „Kündigung 
wegen Hinderung einer angemessenen 
wirtschaftlichen Verwertung“, die aber 
voraussetzt, dass der Erhalt der Mietsa-
che und die Pflichten des Vermieters zu 
Gebrauchsüberlassung, Instandhaltung 
und Instandsetzung so unwirtschaftlich 
sind, dass es dem Vermieter nicht zugemu-
tet werden kann, am Vertrag festzuhalten. 
Diese Voraussetzungen sind nur im Aus-
nahmefall gegeben. Also ist der Vermieter 
mietrechtlich darauf angewiesen, eine ein-
vernehmliche Aufhebung des Mietverhält-
nisses herbeizuführen. Und hier beginnen 
die Gestaltungsmöglichkeiten des Mieters.

Abriss und Neubau ist für  
Vermieter attraktiver

In der mietrechtlichen Beratung tau-
chen die Fälle von „Ersetzungsneubau“ 
immer häufiger auf. Während vor fünf Jah-
ren nahezu ausschließlich Wohngebäude 
energetisch saniert und modernisiert wur-
den, erscheint den Vermietern mittlerweile 
die Alternative Abriss und Neubau offen-
bar in vielen Fällen sinnvoller.

Auch aus Mietersicht sprechen häufig 
gute Gründe für einen Neubau: Ein unzu-
reichender Schallschutz, ein ungünstiger 
Wohnungszuschnitt, kleine Bäder und 
Küchen, veraltete Haustechnik oder feuch-
te Keller verschwinden auch bei umfas-
sender Dämmung, neuen Fenstern und 
größeren Balkonen nicht. Diesbezügliche 
Verbesserungen müssen oft mit horrenden 
Mieterhöhungen bezahlt werden. Grund 
genug, gemeinsam mit dem Vermieter eine 
Lösung zu finden, die zum Neubau führt, 
dem Mieter aber gleichzeitig eine Wohn-
perspektive für die Zukunft gibt.

Dazu aber braucht es Zuversicht, 
Durchhaltevermögen und gute Nerven. 
Vor allem, wenn der Brief des Vermieters 
mit der Ankündigung kommt, das eigene 
Zuhause solle der Abrissbirne zum Opfer 
fallen. Immer wieder berichten Mitglieder 
des Mietervereins, was für ein Schlag es für 
sie gewesen sei, diese Nachricht zu bekom-
men. Man ist nicht mehr erwünscht, dabei 
hat man – zum Teil jahrzehntelang – jede 
Miete pünktlich bezahlt, die Wohnung und 
das Haus gepflegt, manchen Mangel hinge-
nommen oder selbst beseitigt. So erlebten 
die Mieter des Evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeindeverbands Altona die 
Mitteilung ihres Gemeindebüros im Juli 
2015, laut der die bestehenden Gebäude 
an der Griegstraße 1 neuen, größeren Bau-
ten weichen sollten. Ein erstes Gespräch 
mit Vertretern der Kirchengemeinde und 

des Kirchenkreises verlief ohne konkrete 
Zugeständnisse an die Mieter, was Ersatz-
wohnraum im Neubau betraf. Die Planun-
gen seien noch nicht weit genug gediehen. 
Es entstand der Eindruck, die Belange der 
Mieter zu berücksichtigen, sei den Vertre-
tern der Eigentümer lästig. Es ist leider kei-
ne Selbstverständlichkeit, dass der Mieter, 
der im Bestandsbau wohnt und weichen 
soll, im Zentrum des Interesses um einen 
Ausgleich für den verlorenen Wohnraum 
stehen sollte.

Kirche verunsichert Mieter

Die nächste Enttäuschung für die Mie-
ter kommt dann oft bei der Antwort auf 
die Frage an den Vermieter, wo man denn 
bleiben solle. Mancher wird sich selbst 
überlassen, in anderen Fällen werden 
immerhin Wohnungen aus dem eigenen 
Bestand angeboten, Umzugshilfe, pauscha-
le Aufwandsentschädigungen in unter-
schiedlicher Höhe. Seltener wird sofort 
mit dem Angebot, im Wohnungsbestand 
umzuziehen, eine Rückkehroption in eine 
der neu errichteten Wohnungen verknüpft. 
Dabei ist gerade das die Lösung, die den 
meisten Mietern am besten gefallen würde: 
Die Bauphase in einer Ausweichwohnung 
verbringen und dann in eine dem persön-
lichen Bedarf entsprechende Neubauwoh-
nung am alten Wohnort zurückziehen. 
Dieses Modell bietet die Baugenossenschaft 
freier Gewerkschafter (BGFG) ihren Mit-
gliedern in Rothenburgsort an, wo entlang 
der Marckmannstraße in den nächsten Jah-
ren mehrere Hundert Wohnungen ersetzt 
werden sollen.

Rückkehrrecht in den Neubau 
muss sichergestellt werden

Damit die Rückkehr an den bisheri-
gen Wohnstandort in den Neubau gelingt, 
darf der Neubau aber nicht am Bedarf der 
Bestandsmieter vorbeigeplant werden. Die 
Mieter müssen also darauf achten, dass der 
Vermieter diesen Bedarf abfragt und dann 
entsprechend plant. Tatsachen schaffen 
möchte stattdessen die BGFG in einem 
anderen Vorhaben, wo auf dem Dulsberg 
das gesamte Ensemble im Bereich der For-
bacher Straße/Vogesenstraße/Weißenbur-
ger Straße/Straßburger Straße grundlegend 
saniert und dabei zahlreiche Kleinwohnun-
gen zusammengelegt werden sollen. Gut 
die Hälfte aller Mieter soll ihre bisherige 
Wohnung aufgeben; da keinesfalls am Ende 
genauso viele Wohnungen wie vorher ange-
boten werden können, steht bereits heute 
fest, dass viele Mieter woanders eine neue 
Heimat finden müssen – wenn sich die 
BGFG mit ihren Plänen durchsetzen kann. 

Auch andere gemeinnützige Träger ent-
scheiden sich für den Neubau. Dazu gehö-
ren Hartwig Hesses Witwenstift in St. Georg 
und das Schröderstift in Langenhorn. Bei-

de Träger bemühen sich, ihre Mieterinnen 
und Mieter gut durch die Maßnahmen und 
im selbstverständlich geförderten Neubau 
unterzubringen. Das ist auch nötig, denn 
beide Stiftungen bieten preiswerten Wohn-
raum für ältere und finanziell schwächere 
Mieter an, die besondere Unterstützung 
brauchen. Bisher war die Nachfrage beim 
Mieterverein aus den Stiftungen gering – 
das ist ein gutes Zeichen. In den meisten 
Fällen ist die Auseinandersetzung zäher, 
anstrengender, konfrontativer.

Die Mieter des alten „Elisa“-Ensembles 
haben für sich die Option „Rückkehr in 
den Neubau“ errungen. Diesem Beispiel 
können andere folgen und ihre Wohnun-
gen erst verlassen, wenn eine Vereinbarung 
unterschrieben ist, die genau festlegt, wann 
wohin umgezogen wird, wie hoch die Miete 
der Zwischenunterkunft ist, welche Woh-
nung im Neubau zu welchen Konditionen 
bezogen wird und wie die Kosten der bei-
den Umzüge zwischen Mieter und Vermie-
ter verteilt werden. Wenn die Ansprüche 
an Wohnraum und Miethöhe angemessen, 
aber nicht überzogen sind, ist es für den 
Vermieter immer noch ein gutes Geschäft, 
sich mit den Mietern zu einigen und so 
den Weg für den Neubau frei zu machen. 
Je schneller, desto besser. Denn auch Bau-
zeit ist Geld. �

Wegen der Sanierung der BGFG-Wohnanlage auf 
dem Dulsberg  muss die Hälfte der Mieter ihre 
Wohnungen aufgeben (linke Seite). Während 

am Elisabethgehölz ausschließlich geförderte 
Wohnungen  (rechts oben) entstehen, müssen 

die Mieter an der Griegstraße um ihre günstigen 
Unterkünfte bangen.  Fotos: stahlpress
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Von Folke Havekost

Das Gold sticht ins Auge. Es ist nicht 
das Herbstlaub, das matt am Ufer 
der Bille glänzt. Es sind die Balko-

ne der Hansaterrassen in der Wendenstra-
ße. Das Gesicht eines neuen Hamms? Auf 
jeden Fall ein Neubauprojekt, das hohe 
Wellen geschlagen hat. Von Begeisterung 
über eine neue Wohnkultur am Wasser bis 
zur Befürchtung, die Gentrifizierung schla-
ge nun auch im alten Arbeiterstadtteil zu.

Zuletzt stiegen die Mieten nirgends 
so sehr wie in Hamm, das zusammen mit 
dem benachbarten Rothenburgsort erfasst 
an der Hamburger Spitze lag. „Hamm und 
Rothenburgsort sind das neue Ottensen“, 
schrieb das Hamburger Abendblatt ange-
sichts von durchschnittlich 3,3 Prozent 
Mietsteigerung im Jahr 2014.

Da waren die sechs neuen Häuser im 
südlichen Osterbrookviertel noch gar nicht 
bezogen. Seit knapp einem Jahr sind die 
Hansaterrassen bewohnt, eingerahmt von 
Schrebergärten, der alten Papierfabrik 
Hansaburg, den Grandplätzen des Sport-
vereins Hamm 02 und der Bille, die ruhig 
um die neue Siedlung fließt und von jedem 
Balkon aus zu sehen ist. „Zeitlose Eleganz 
und durchdachte Blickbeziehungen zum 
Wasser“, nennt Architekt Volker Halbach 
das Ensemble. Vor den sechsstöckigen 
Gebäuden sind die Fahrradständer fast alle 
belegt.

Hamm wächst, das Angebot wird nach-
gefragt: Die 131 Wohnungen sind fast alle 
vergeben, eine 111-Quadratmeter-Pent
hauswohnung ist noch für 465.000 Euro zu 
haben, Tiefgaragenplatz inklusive. Das ist 
weit günstiger als in Ottensen, für Hamm 
aber eine neue Qualität. Der gülden-wei-
ße Bau setzt auch farblich einen klaren 

Gegensatz zum roten Backstein, der das 
alte Arbeiterquartier nach wie vor prägt. 
Eine Treppe führt hinab zum Ufer, auf des-
sen anderer Seite Schreberhäuschen liegen. 
Zwischen Mittelkanal und Rückerskanal 
streiten sich Enten und Graugänse schrill 
um ihr Revier. 

Nicht nur bei  
Wasservögeln geht es darum,  

wer wo Platz hat

Hamm steht im Mittelpunkt des „Auf-
baus Ost“, wie das Hamburger Abendblatt 
das ambitionierte Stadtentwicklungspro-
jekt des Senats, „Stromaufwärts an Elbe 
und Bille“, einmal nannte. Hieß es einst 
verächtlich „Billstedt, Hamm und Horn 
schuf der liebe Gott im Zorn“, so hat sich 
Hamm durch seine innenstadtnahe Lage 
gemausert. Mitte-Bezirksamtsleiter Andy 
Grote spricht von „großen, bislang nicht 
genutzten Entwicklungspotenzialen“. 

Im April 2015 schloss der Bezirk 
Mitte mit neun Wohnungsunternehmen 
das „Bündnis für die Quartiere“ Hamm-
Süd und Rothenburgsort. „Die östlichen 
Stadtteile bergen die Wachstumsreserve 
der kommenden 15 bis 20 Jahre“, sagt der 
beteiligte Projektentwickler Peter Jorzick 
von Hamburg Team. Bis zu 2.000 neue 
Wohnungen sollen in den Pilotstadtteilen 
entstehen, die Drittelquote sozial geför-
derten Wohnraums soll dabei eingehalten 
werden.

Von den Hansaterrassen führt die lan-
ge Diagonalstraße ins Zentrum von Hamm. 
Sie ist von Backsteinbauten geprägt, wie 
die meisten Areale des Stadtteils, in dessen 
Mitte der Hammer Park für einen großen 
grünen Kontrast sorgt. 38.000 Menschen 
wohnen in Hamm, viele in Einpersonen-

haushalten, die wegen der schmalen Bud-
gets beim Wiederaufbau nach dem Zweiten 
Weltkrieg entstanden sind. Das südliche 
Osterbrookviertel ist als Ausnahme von 
der Kleinraumbebauung heute attraktiv 
für Investoren. Dort siedelte sich Gewerbe 
an, dessen freiwerdende Flächen lukratives 
Bauland sind. „Charmante Mikrolagen“ 
heißen die Rosinenstücke für Liegen-
schaftsinspektoren im Investorendeutsch. 

Rudolf Curkovic wohnt auf der ande-
ren Seite von Hamm, im Westen, wo mehr 
Betrieb herrscht als vor den lauschigen 
Hansaterrassen. Berufsschüler versorgen 
sich beim Bäcker an der Kreuzung Borg-
felder Straße/Grevenweg zu Mittag, Cur-
kovic geht gerade zur Post am Hammer 
Baum. „Hier wohnen keine Millionäre 
wie in Blankenese“, beschreibt Curkovic 
seinen Stadtteil, in dem er seit 44 Jahren 
lebt. Für ihn hat sich die Situation zuletzt 
eher verschlechtert: „In der Sievekingsal-
lee haben in den letzten fünf Jahren viele 
kleine Läden geschlossen. Es gibt kein 
gemütliches Café mehr, alles ist praktisch 
verschwunden“, sagt der gebürtige Kroate. 

In den Mietpreisen schlage sich dies 
jedoch nicht nieder: „Wenn der Senat 
diese Entwicklung nicht stoppt, gibt es 
ein Problem.“ Curkovic beobachtet, wie 
mehr Eigentumswohnungen entstehen 
und Bekannte bei Umzügen über drastisch 
gestiegene Mieten klagen: „Es ist wichtig 
Wohnungen zu bauen, aber fragt sich nur, 
für wen und zu welchem Preis.“

Vor „sozialem Sprengstoff “ schütz-
ten die gegenwärtigen Maßnahmen nicht, 
befürchtet Curkovic: „Die Mietpreisbremse 
ist eine Nebelkerze, weil zwei entscheiden-
de Punkte nicht berücksichtigt sind: Reno-
vierte Wohnungen und Neubauten sind 
nicht geschützt.“ �

Weiße Farbtupfer neben rotem Backstein
HAMM: HANSATERRASSEN SETZEN NEUE AKZENTE

Die neuen Hansaterrassen  
an der Bille. Klassischer Backstein 

an der Eiffestraße. Anwohner  
Rudolf Curkovic. Fotos: Schwarz

 LEBEN IN HAMBURG

12 · MieterJournal 4/2015



Drei gute Gründe sprechen für 
die Mitgliedschaft im Mieterverein 
zu Hamburg:

GRUND 1

Der Mieterverein als Interes-
senvertretung aller Mieter tritt 
für ein soziales Mietrecht ein. Als 
einziger Hamburger Mieterverein 
gehört er dem Deutschen Mie-
terbund (DMB) an. Eine starke 
Mieterorganisation braucht einen 
großen Mitgliederbestand. Je mehr 
wir sind, desto besser können wir 
uns für Sie einsetzen.

GRUND 2

Der Mieterverein ist für das 
einzelne Mitglied da. Als Ihre Inte-
ressenvertretung beraten wir Sie in 
allen Miet- und Wohnungsfragen. 
Rund 65.000 Mitgliedshaushalte 
in Hamburg und Umgebung wis-
sen unsere Hilfe zu schätzen. Blei-
ben auch Sie nicht Rat-los!

GRUND 3

Als Mitglied im Mieterverein 
haben Sie Prozess-Rechtsschutz 
für Mietstreitigkeiten. Unsere 
Rechtsschutz-Versicherung sorgt 
für 90-prozentigen Kostenschutz. 
Wir wollen aber keinen Streit. 
Wenn es doch zu einem Prozess 
kommt, tragen Sie nur ein geringes 
Kostenrisiko und brauchen auf Ihr 
gutes Recht nicht zu verzichten.

• �Und das alles für monatlich 6,25 € 
je Haushalt (also Jahresbeitrag 
75 €), Aufnahmegebühr 15 €.

• �Schnellentschlossene finden 
nebenstehend ein Beitrittsformu-
lar. Wenn Sie weitere Informatio-
nen wünschen, rufen oder mailen 
Sie uns an: (040) 8 79 79-0 oder 
info@mieterverein-hamburg.de.

• �Mitglieder werben Mitglieder: 
Einigkeit macht stark. Deshalb 
sollten Sie Ihre Nachbarn, Kol-
legen, Verwandten und Freunde 
von den Vorteilen des Mieter-
vereins überzeugen. Für jedes 
geworbene Mitglied schreiben 
wir Ihrem Beitragskonto 10 € gut.

Warum 	
Mieterverein?

Beitrittserklärung und SEPA-Lastschriftmandat 
Hiermit wird die Mitgliedschaft im Mieterverein zu Hamburg von 1890 r.V. beantragt. Die Satzung erkenne ich an. Der Beitrag wird von mir unauf-
gefordert am Anfang eines jeden Kalenderjahres gezahlt. Aufnahmegebühr und Beitrag sollen gemäß dem SEPA-Lastschriftmandat abgebucht 
werden. – Mir ist bekannt, dass der MIETERVEREIN zur Verwaltung und Betreuung seiner Mitglieder personenbezogene Daten speichert.

1. Mitglied Frau ❏ Herr ❏ 

	
Name, Vorname	 Geburtsdatum

	 	
Beruf	 Telefon privat	 Telefon beruflich

	 Newsletter: ❏ ja ❏ nein
E-Mail	

2. Mitglied Frau ❏ Herr ❏ 

	
Name, Vorname	 Geburtsdatum

	 	
Beruf	 Telefon privat	 Telefon beruflich

	 Newsletter: ❏ ja ❏ nein
E-Mail	

Wohnanschrift 

	
Straße, Hausnummer	 PLZ, Wohnort

	
Datum, Unterschrift 1. Mitglied	 Datum, Unterschrift 2. Mitglied

SEPA-Lastschriftmandat
Gläubiger-Identifikationsnummer DE42ZZZ00000093206 · Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt. Ich ermächtige den Mieterverein zu 
Hamburg von 1890 r.V., Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich wei-
se ich mein Kreditinstitut an, die von dem Mieterverein zu Hamburg von 1890 r.V. auf mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 
Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend ab dem ersten Buchungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es 
gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.
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Mitglieder 
werben 

Mitglieder
Ich habe ein neues Mitglied (siehe Beitrittserklärung)  

für den MIETERVEREIN ZU HAMBURG von 1890 r. V. geworben. 

Meine Mitgliedsnummer

Mein Name

Straße

PLZ / Wohnort

Bitte schreiben Sie meinem Beitragskonto 10 € gut.

Bitte die Beitrittserklärung ausschneiden und einsenden an den
Mieterverein zu Hamburg von 1890 r. V.

Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg
Telefax (040) 8 79 79-120
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Mitglieder
Ich habe ein neues Mitglied (siehe Beitrittserklärung)  

für den MIETERVEREIN ZU HAMBURG von 1890 r. V. geworben. 

Meine Mitgliedsnummer

Mein Name

Straße

PLZ / Wohnort

Bitte schreiben Sie meinem Beitragskonto 10 € gut.

Bitte die Beitrittserklärung ausschneiden und einsenden an den
Mieterverein zu Hamburg von 1890 r. V.

Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg
Telefax (040) 8 79 79-120

Warum 	
Mieterverein?

Drei gute Gründe sprechen für 
die Mitgliedschaft im Mieterverein 
zu Hamburg:

GRUND 1

Der Mieterverein als Interes-
senvertretung aller Mieter tritt 
für ein soziales Mietrecht ein. Als 
einziger Hamburger Mieterverein 
gehört er dem Deutschen Mie-
terbund (DMB) an. Eine starke 
Mieterorganisation braucht einen 
großen Mitgliederbestand. Je mehr 
wir sind, desto besser können wir 
uns für Sie einsetzen.

GRUND 2

Der Mieterverein ist für das 
einzelne Mitglied da. Als Ihre Inte-
ressenvertretung beraten wir Sie in 
allen Miet- und Wohnungsfragen. 
Rund 65.000 Mitgliedshaushalte 
in Hamburg und Umgebung wis-
sen unsere Hilfe zu schätzen. Blei-
ben auch Sie nicht Rat-los!

GRUND 3

Als Mitglied im Mieterverein 
haben Sie Prozess-Rechtsschutz 
für Mietstreitigkeiten. Unsere 
Rechtsschutz-Versicherung sorgt 
für 90-prozentigen Kostenschutz. 
Wir wollen aber keinen Streit. 
Wenn es doch zu einem Prozess 
kommt, tragen Sie nur ein geringes 
Kostenrisiko und brauchen auf Ihr 
gutes Recht nicht zu verzichten.

• �Und das alles für monatlich 6,25 € 
je Haushalt (also Jahresbeitrag 
75 €), Aufnahmegebühr 15 €.

• �Schnellentschlossene finden 
nebenstehend ein Beitrittsformu-
lar. Wenn Sie weitere Informatio-
nen wünschen, rufen oder mailen 
Sie uns an: (040) 8 79 79-0 oder 
info@mieterverein-hamburg.de.

• �Mitglieder werben Mitglieder: 
Einigkeit macht stark. Deshalb 
sollten Sie Ihre Nachbarn, Kol-
legen, Verwandten und Freunde 
von den Vorteilen des Mieter-
vereins überzeugen. Für jedes 
geworbene Mitglied schreiben 
wir Ihrem Beitragskonto 10 € gut.
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 KÜNDIGUNG AUFGRUND 	
KINDERLÄRMS NICHT WIRKSAM
Amtsgericht Hamburg-Altona, Urteil vom 8. April 2015, 319a C 
96/14

Zum Sachverhalt:
Die Parteien streiten um die Wirksamkeit einer außerordent-

lichen Kündigung eines Wohnraummietverhältnisses. Die beiden 
Hauptmieter bewohnen die Wohnung zusammen mit ihren drei 
minderjährigen Kindern sowie dem Bruder der Mieterin. 

Die Vermieterin mahnte die Beklagten mehrfach schriftlich 
ab und bat um Einhaltung der vertraglich vereinbarten Ruhezei-
ten, nachdem sich Nachbarn hinsichtlich Lärmbeeinträchtigun-
gen beschwert hatten. Lärmprotokolle lagen den Abmahnungen 
bei. Die Vermieterin kündigte in der Folge das Mietverhältnis. 
Die Klägerin behauptet, es sei in den nächtlichen Ruhezeiten zu 
Lärmbeeinträchtigungen, insbesondere durch Kindergeschrei, 
Nutzung der Waschmaschine und Möbelrücken, gekommen.

Die Vermieterin verklagte die Mieter auf Räumung und 
Herausgabe der Wohnung.

Die Beklagten beantragten, die Klage abzuweisen. Die Mieter 
wiesen auf die Hellhörigkeit des Mietshauses hin. Es sei daher 
auch übliches Wohnverhalten gut wahrzunehmen. Die beanstan-
deten Lärmbeeinträchtigungen seien zeitlich beschränkt und im 
Übrigen nicht so laut wie von der Klägerin behauptet. Gelegent-
liches Schreien der Kinder sei zudem hinzunehmen. 

Aus der Urteilsbegründung:
Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Mietverhältnis ist nicht 

wirksam durch die Kündigung der Vermieterin beendet worden. 
Die vorgetragenen und bewiesenen Lärmstörungen reichten 
nicht aus, um eine ordentliche Kündigung des Mietverhältnis-
ses zu rechtfertigen. Der Vermieter kann ein Mietverhältnis nur 
kündigen, wenn er ein berechtigtes Interesse an der Beendigung 
des Mietverhältnisses hat. Das ist insbesondere der Fall, wenn der 
Mieter seine vertraglichen Pflichten schuldhaft nicht unerheblich 
verletzt. Wann von einer „nicht unerheblichen“ Pflichtverletzung 

ausgegangen werden kann, ist eine Frage der Einzelfallabwägung. 
Es ist insoweit eine ausführliche Abwägung der Interessen von 
Vermieter und Mieter im Lichte der betroffenen Grundrechte, 
insbesondere Artikel 14 GG und Artikel 13 GG, erforderlich (vgl. 
BVerfG NJW-RR 2004, 440).

Die Erheblichkeit kann daher sowohl aus der Schwere als 
auch aus der Dauer abzuleiten sein. Auch Pflichtverletzungen 
von geringerem Gewicht oder eine Vielzahl kleiner Pflichtverlet-
zungen, die jeweils für sich alleine keine Kündigung rechtfertigen 
könnten, können ausreichen. Entscheidend ist insoweit, ob die 
Vertragsverletzung die Belange des Vermieters in einem solchen 
Maß beeinträchtigt, dass die Kündigung als angemessene Reak-
tion erscheint. Dem Mieter werden nach allgemeiner Meinung 
auch Handlungen seiner Familienangehörigen und Gäste oder 
des Untermieters zugerechnet. 

Maßgebend für die wertende Beurteilung der Wesentlich-
keit von Lärmimmissionen durch das eigene Empfinden des 
Tatrichters sind alle Umstände des Einzelfalls (vgl. BGH NJW 
1992; BGH NJW 1993, 1656). Bei der Beurteilung etwaiger 
Geräuscheinwirkungen ist zu berücksichtigen, dass das Leben 
mehrerer unter einem Dach wohnender Mieter eine gewisse 
Gemeinsamkeit schafft und von ihnen beiden eine wechselseitige 
Rücksichtnahme erfordert. Maßgebend ist das Empfinden eines 
verständigen Durchschnittsmenschen (BGH NJW 1993, 1656).

Gemessen an diesen Maßstäben war das Gericht hier zu dem 
Ergebnis gelangt, dass die Erheblichkeitsschwelle nicht über-
schritten worden ist. 

Die Mieter müssen in einem größeren Mietshaus diejenigen 
Lärmeinwirkungen hinnehmen, die in einem Haus mit mehreren 
Mietparteien unvermeidbar sind (BGH NJW 1958, 1776). 

Die vorgetragenen und von Zeugen bestätigten Lärmbeein-
trächtigungen sind, soweit sie auf das Verhalten der drei Kinder 
der Beklagten zurückzuführen sind, als unvermeidbare Folgen 
normaler kindlicher Entwicklung hinzunehmen (vgl. BGH NJW 
1993, 1656). Von Kindern verursachte Geräusche sind auch 
außerhalb der Ruhezeiten grundsätzlich als sozialadäquat hin-
zunehmen. Entsprechendes gilt für die von einer normalen Woh-

Hinweis der Redaktion: Die folgenden 
Entscheidungen sind auf das Wesent-

liche gekürzt. Da sie sich in erster Linie 
an Fachjuristen wenden, stellen wir einen 
auch für juristische Laien verständlichen 
Überblick voran. Die Urteile sind, wenn 
nicht anders angegeben, rechtskräftig.

Eine Vermieterin hatte ihren Mietern 
aufgrund von Lärmbeeinträchtigun-

gen, hauptsächlich durch Kinder verur-
sacht, gekündigt. Das Gericht hält die 
Kündigung für unwirksam. Von Kindern 
verursachte Geräusche seien grundsätz-
lich auch außerhalb der Ruhezeiten als 
sozialadäquat hinzunehmen. 

   Der Vermieter hatte mit seiner Klage 
auf vollständige Zustimmung zur 

Mieterhöhung keinen Erfolg, nachdem die 
Wohnungsausstattung von dem Gericht 
als durchschnittlich angesehen worden 
war. Die zentrale Lage konnte dies nicht 
aufwiegen.

Der Vermieter scheitert mit einer 
Erhöhung der Miete, die den Höchst-

wert des einschlägigen Rasterfelds im Mie-
tenspiegel übersteigt. Der pauschale Ein-
wand des Klägers, der Hamburger Mieten-
spiegel sei nicht qualifiziert, genügt für ein 
Infragestellen des Mietenspiegels nicht.

  Die Kündigung eines Vermieters ist 
mangels nachgewiesenen Eigenbe-

darfs unwirksam. Nach der Beweisauf-
nahme bestanden nach Überzeugung des 
Gerichts zu viele konkrete Zweifel daran, 
dass der behauptete Eigenbedarf besteht.

  Das Gericht gibt Mietern Recht, die 
die bereits gezahlten Mieterhöhungs-

beträge zurückforderten. Die Erhöhung 
war nach erfolgten Modernisierungsmaß-
nahmen vom Vermieter verlangt worden. 
Die Mieterhöhung war jedoch aufgrund 
des Fehlens zwingender Angaben formell 
unwirksam und damit nichtig.

 Die Kläger sind Mieter einer Woh-
nung und behaupteten, dass der not-

wendige Schallschutz in dem Mietshaus 
nicht eingehalten worden sei. Das Gericht 
holte ein Gutachten ein und gab den Mie-
tern Recht. Die Vermieterin hat nunmehr 
eine ordnungsgemäße Trittschalldäm-
mung herzustellen.

 Nachdem die Vermieterin, hier die 
Klägerin, als Rechtsnachfolgerin in 

den Mietvertrag eingetreten war, bestand sie 
zu Unrecht auf Abbuchung der Miete. Der 
Mieter hatte sich mit der vorherigen Ver-
mieterin auf Überweisung der Miete ver-
ständigt.  

 Aufgrund der Nichtzahlung der ver-
traglich vereinbarten Mietsicherheit 

stand der Vermieterin das Recht zur 
ordentlichen Kündigung des Mietverhält-
nisses zu. Diese Pflichtverletzung war als 
nicht unerheblich anzusehen, da der 
Rückstand mehr als eine Monatsmiete 
umfasste.

Neue Hamburger 
Mieturteile
Zusammengestellt und 	
bearbeitet von Rechtsanwältin 
Dr. Lisa Marie Rödel
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nungsnutzung ausgehenden Geräusche, wie zum Beispiel Tritt-
schall durch Begehen der Wohnung mit Straßenschuhen oder ein 
gelegentliches Fallenlassen von Gegenständen.

Das Maß der Üblichkeit und Sozialverträglichkeit der nor-
malen Wohnungsnutzung durch die Kinder wäre nur dann über-
schritten, wenn ihr Verhalten als Schikane zu beurteilen wäre. 
Das ist hier nicht der Fall. 

Das Gericht konnte zudem nicht ausschließen, dass die 
gehörten Zeugen hinsichtlich ihrer Lärmwahrnehmung über-
durchschnittlich lärmempfindlich sind. Eine etwaige Überemp-
findlichkeit kann nicht zu Lasten der Beklagten gehen. 

Das Mietverhältnis wurde mithin nicht wirksam durch die 
Kündigung der Klägerin beendet. 

Mitgeteilt von RA Heinzelmann

 MIETERHÖHUNG – DURCHSCHNITTLICHE 
WOHNUNGSAUSSTATTUNG  
Amtsgericht Hamburg, Urteil vom 31. Oktober 2012, 46 C 52/12

Zum Sachverhalt:
Die Kläger begehrten von den Beklagten die Zustimmung 

zu einer Mieterhöhung. Die Wohnung befindet sich in einem 
Hamburger Mietshaus in zentraler Lage. Das Gebäude ist vor 
1918 errichtet worden. Die gut 121 Quadratmeter große Woh-
nung verfügt über eine Sammelheizung. Die Wohnung hat zwei 
Balkone, die sowohl zur Vorderseite als auch zur Hinterseite des 
Hauses ausgerichtet sind. Die Balkone sind jeweils circa 1,5 Qua-
dratmeter groß. Das Badezimmer und das WC sind voneinander 
getrennt. Die Leitungen in der Wohnung liegen über Putz. In der 
Küche befindet sich ein Fünf-Liter-Boiler. Die Heizkörper in den 
Räumen sind überwiegend im Bereich der Innenwände und nicht 
unter den Fenstern montiert.

Die Beklagten stimmten dem Mieterhöhungsverlangen nur 
teilweise zu.  

Aus der Urteilsbegründung:
Die Klage ist unbegründet. Die Kläger haben keinen 

Anspruch auf Zustimmung zur Erhöhung der Nettokaltmiete 
über die Teilzustimmung hinaus.

Das Gericht ist der Auffassung, dass die von den Beklagten 
akzeptierte Miete nicht unterhalb der ortsüblichen Vergleichs-
miete liegt. Das Gericht hält einen Aufschlag auf den Mittelwert 
des einschlägigen Rasterfelds im Mietenspiegel aus folgenden 
Gründen für gerechtfertigt:

Die Wohnlage ist – ausgehend von der normalen Wohnlage 
– als überdurchschnittlich zu bewerten. Die Wohnung liegt zen-
tral in der Nähe des Stadtzentrums. Dieses ist lediglich ungefähr 
vier Kilometer von der Wohnung entfernt. Die Verkehrsanbin-
dungen sind ebenfalls überdurchschnittlich. Die Buslinien sind 
nur wenige Gehminuten von der Wohnung entfernt. Hierdurch 
können problemlos diejenigen U- und S-Bahnstationen genutzt 
werden, die über wenige Busstationen erreichbar sind. Auch die 
Einkaufsmöglichkeiten sind überdurchschnittlich. So befinden 
sich in unmittelbarer Nähe diverse Einkaufsmöglichkeiten. Als 
sehr gute Infrastruktur und sonstiger Lagevorteil ist die Nähe zu 
kulturellen Einrichtungen zu werten.

Diesen Vorteilen gegenüber ist aber auch zu berücksichtigen, 
dass die Wohnung nur wenige Meter von einer vielbefahrenen 
Hauptstraße entfernt liegt. Die dadurch verursachten Verkehrs-
geräusche dürften daher in den vorderen Wohnräumen hörbar 
sein. 

Die Ausstattung der Wohnung ist durchschnittlich. Das ist 
der Fall, wenn die wesentlichen Ausstattungsmerkmale, die im 
Mietenspiegel beschrieben werden, vorhanden sind. Die Miete 
einer normalen Wohnung mit Standardausstattung wird vorwie-
gend im mittleren Bereich der Spanne des einschlägigen Raster-
felds des Mietenspiegels einzuordnen sein. Die Tatsache, dass die 
Wohnung über zwei Balkone verfügt, ist nicht erheblich wohn-
werterhöhend zu berücksichtigen. Zum einen sind die Balkone 
sehr klein und zum anderen kommt dem nach vorn gelegenen 
Balkon kein großer Nutzwert zu. Negativ war weiter zu berück-
sichtigen, dass die Warmwasserversorgung in der Küche nur über 

einen Boiler erfolgt. Die über Putz verlegten Leitungen sowie die 
Lage der Heizkörper sind in der vorliegenden Baualtersklasse 
üblich und daher nicht wohnwertmindernd zu berücksichtigen.

Mitgeteilt von RA Bartels

 HAMBURGER MIETENSPIEGEL 	
IST QUALIFIZIERT
Amtsgericht Hamburg-St. Georg, Urteil vom 3. November 2015, 
922 C 181/15 (nicht rechtskräftig)

Zum Sachverhalt:
Die Parteien verbindet ein Mietverhältnis über eine Woh-

nung. Der Vermieter verlangte von den Mietern im März 2015 
die Zustimmung zu einer Mieterhöhung. 

Das Mieterhöhungsbegehren wurde mit der Miete dreier Ver-
gleichswohnungen begründet. Die Mieter stimmten in der Fol-
gezeit nicht zu, weshalb der Vermieter auf Zustimmung klagte. 

Aus der Urteilsbegründung: 
Die Klage ist unbegründet. Der Kläger hatte keinen Anspruch 

Zustimmung zu einer Erhöhung der Miete. 
Der Vermieter kann die Zustimmung zu einer Erhöhung 

der Miete bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete verlangen (§ 558 
Abs. 1 BGB). Die ortsübliche Vergleichsmiete liegt hier unter der 
begehrten Erhöhung. 

Es konnte daher offen bleiben, ob das Erhöhungsverlangen 
formell ordnungsgemäß war. Die Wohnung kann in ein Rasterfeld 
des Hamburger Mietenspiegels eingeordnet werden. Es war nicht 
erkennbar, aus welchem Grund die ortsübliche Miete außerhalb der 
einschlägigen Spanne liegen sollte. An einem Vortrag des Klägers 
fehlte es.

Der pauschale Einwand des Klägers, der Hamburger Mie-
tenspiegel sei nicht qualifiziert, genügt für ein Infragestellen 
der Anwendbarkeit des Mietenspiegels nicht. Der Kläger hätte 
konkret bestreiten müssen, dass der Mietenspiegel qualifiziert 
ist (vgl. BGH NJW 2014, 292). Der Einwand, der Mietenspiegel 
sei deshalb nicht qualifiziert, da er veraltet sei, griff nicht. Das 
Gesetz sieht ausdrücklich die Fortschreibung vor, ohne dass die 
Qualität des Mietenspiegels in Frage gestellt wird. Nach § 558d 
Absatz 2 BGB ist der Mietenspiegel alle zwei Jahre anzupassen. 
Dies ist in Hamburg durch die Fortschreibung 2013 des Mieten-
spiegels 2011 geschehen. Der Wegfall von Rasterfeldern ist gera-
de der Fortschreibung geschuldet, sodass schon aus dem Mieten-
spiegel erkennbar wird, dass durch die Fortschreibung Änderun-
gen eingetreten sind. Der Hinweis darauf, dass die Behörde für 
Stadtentwicklung und Wohnen nicht bestrebt sei, einen neuen 
Mietenspiegel zu erstellen, ging fehl. Bekanntermaßen wird der 
Mietenspiegel in Hamburg alle zwei Jahre erstellt, beziehungs-
weise aktualisiert. 

Der Hinweis des Klägers darauf, dass die Vier-Jahres-Frist 
abgelaufen sei, da der Mietenspiegel 2011 den Stand April 2011 
habe, ging ebenfalls fehl. Der Mietenspiegel 2011 ist Anfang 
November 2011, der Mietenspiegel für 2013 ist gegen Mitte 
November 2013 veröffentlicht worden. Dementsprechend war 
der Mietenspiegel 2013 auch auf das Mieterhöhungsverlangen 
des Klägers anwendbar. Im Übrigen wäre nach Ablauf der Fristen 
der Mietenspiegel wie ein einfacher Mietenspiegel zu behandeln. 
Auf dieser Basis wäre das Gericht zu keinem anderen Ergebnis 
gekommen. Eine Überschreitung der bisher gezahlten Miete lie-
ße sich mithin auch dann nicht rechtfertigen.  

Mitgeteilt von RAin von der Wroge

 �KÜNDIGUNG GREIFT NICHT – VERMIETER 	
KÖNNEN EIGENBEDARF NICHT NACHWEISEN
Landgericht Hamburg, 311 S 106/14. Amtsgericht Hamburg-
Altona, Urteil vom 10. Oktober 2014, 318c C 36/14

Zum Sachverhalt:
Die Vermieter verlangen von den Mietern die Herausgabe der 

Wohnung, nachdem sie das Mietverhältnis gekündigt haben. Die 
Kündigung erfolgte aufgrund Eigenbedarfs. Die Vermieter kün-
digten des Weiteren auch die gegenüberliegende Nachbarwoh-
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nung. Die Mieter widersprachen der Kündigung. Eine Heraus
gabe des Wohnraums erfolgte nicht. Die Vermieter reichten 
daraufhin Klage ein.

Die Kläger behaupten, aufgrund ihrer angespannten finanzi-
ellen Lage seien sie gezwungen gewesen, das Mehrfamilienhaus, 
in dem sie bei Ausspruch der Kündigung noch gewohnt hätten, 
zu verkaufen. Sie seien dann übergangsweise in einer Wohnung 
in einem Mehrfamilienhaus ihrer Schwester untergekommen. 
Auch dieses Haus hätte verkauft werden müssen, sodass sie nun-
mehr in eine in ihrem Eigentum stehenden Doppelhaushälfte 
außerhalb Hamburgs gezogen seien.

Die Doppelhaushälfte müsste ebenfalls verkauft werden. Die 
Kläger behaupteten, dass sie in die streitgegenständliche Woh-
nung einziehen möchten. Sie trugen weiter vor, dass sie die bei-
den gekündigten Wohnungen zusammenlegen wollen, um aus-
reichend Wohnraum für sich zu schaffen. Dies sei baurechtlich 
und bautechnisch unproblematisch. Die Schule der Kinder der 
Kläger befinde sich in unmittelbarer Nähe. Des Weiteren würde 
auch die gesamte Familie in der Nähe wohnen. Der Gesundheits-
zustand der Kläger und deren Kinder habe sich durch die Umzü-
ge verschlechtert. Die Kläger seien aufgrund ihrer angespannten 
finanziellen Verhältnisse auf günstigen Wohnraum angewiesen.

Aus der Urteilsbegründung:
Das Mietverhältnis ist durch die Kündigung nicht wirksam 

beendet worden. Nach allgemeinen Grundsätzen obliegt dem 
Vermieter die Beweislast für die Kündigungsvoraussetzungen, 
im Fall einer Eigenbedarfskündigung also für das Vorliegen des 
Eigenbedarfs und des Nutzungswillens. Nach diesen Grundsät-
zen war die Klage abzuweisen. Nach dem Ergebnis der Beweis-
aufnahme war das Amtsgericht nicht davon überzeugt, dass 
die Kläger die streitgegenständliche Wohnung ernsthaft nut-
zen wollen. Es bestanden zu viele Ungereimtheiten. Es hatten 
beispielsweise nur einzelne Zeugen Kenntnis, dass die Kläger 
zwei Wohnungen zusammenlegen wollten. Keiner der Zeugen 
konnte zudem bestätigen, dass die Kläger im Hinblick auf die 
geplante Zusammenlegung der Wohnungen Vorbereitungen 
getroffen haben, wie zum Beispiel sich um Baugenehmigungen 
gekümmert oder Kostenvoranschläge eingeholt hätten. Dies sah 
das Gericht als befremdlich an, da die Kläger auch behaupte-
ten, aufgrund ihrer angespannten finanziellen Situation auf die 
Wohnungen angewiesen zu sein. 

Vor diesem Hintergrund war es weder lebensnah anzuneh-
men, dass die Kläger bislang keine Planungen für die Zusam-
menlegung der Wohnungen vorgenommen haben, noch war es 
lebensnah, dass die Kläger gegenüber ihrer Familie, zu der sie 
in gutem Kontakt stehen, über diese umfangreichen Planungen 
geschwiegen haben.

Die Kläger legten Berufung ein. Das Landgericht hat die 
Berufung der Vermieter nach vorangegangenem Hinweisbe-
schluss durch Beschluss zurückgewiesen.

Mitgeteilt von RA Heinzelmann

 MODERNISIERUNG – RÜCKFORDERUNG 
GEZAHLTER ERHÖHUNGSBEITRÄGE 
Amtsgericht Hamburg-St. Georg, Urteil vom 16. Oktober 2014, 
910 C 76/14

Zum Sachverhalt:
Der Mieter begehrt die teilweise Rückzahlung von Miete. 

Der Kläger ist Vermieter, die Beklagten sind Mieter einer Woh-
nung. Der Kläger entschloss sich, Modernisierungsarbeiten an 
dem Gebäude durchführen zu lassen. Die Beklagten duldeten die 
Arbeiten. Der Kläger verlangte die Zahlung einer Modernisie-
rungsumlage. Für einige Monate zahlten die Beklagten die erhöh-
te Miete unter dem Vorbehalt der Rückforderung.

Die Mieter forderten im Nachgang von dem Vermieter die 
Rückzahlung der bis dahin gezahlten Erhöhungsbeträge.

Der Vermieter behauptet, ein bestimmter Instandsetzungsan-
teil sei ausreichend. Sämtliche Baunebenkosten seien auch bei iso-
lierter Betrachtung nur der Modernisierungskosten entstanden.

Eine Wertverbesserung habe sich durch eine erhöhte Ener-

gieersparnis eingestellt.
Der Vermieter nahm seine ursprüngliche Zahlungsklage 

zurück. Die Mieter begehrten im Wege der Widerklage die Rück-
zahlung der geleisteten Erhöhungsbeträge. Die Mieter meinen, 
dass eine wirksame Modernisierungsankündigung nicht vorge-
legt worden sei. Das Mieterhöhungsverlangen sei ebenfalls nicht 
ordnungsgemäß.

Die Mieter behaupten, der pauschal abgezogene Instandset-
zungsanteil sei zu niedrig bemessen. Der Kläger hätte die Auftei-
lung zwischen Modernisierungs- und Instandsetzungskosten im 
Erhöhungsschreiben erläutern müssen. 

Aus der Urteilsbegründung:
Die Widerklage der Mieter hatte Erfolg. Die Mieter haben zu 

Recht die Rückzahlung der geleisteten Erhöhungsbeträge gefor-
dert.

Auf die Frage, ob vorliegend tatsächlich die Voraussetzungen 
für eine Mieterhöhung aufgrund von Modernisierungsmaßnah-
men vorliegen, kam es nicht an, da es bereits an einer formell 
ordnungsgemäßen Mieterhöhungserklärung fehlte.

Unstreitig sind in den vom Kläger aufgewendeten Kosten 
nicht alleine Modernisierungskosten enthalten. In einem sol-
chen Fall hat der Vermieter in der Erhöhungserklärung nach-
vollziehbar darzulegen, welche Kosten er in welcher Höhe von 
den angegebenen Gesamtkosten vorab als Instandsetzungskosten 
in Abzug gebracht hat. Ein pauschaler Abzug, insbesondere die 
bloße Angabe eines Prozentwerts von Instandsetzungskosten in 
der Mieterhöhungserklärung, ist nicht ausreichend.

Es ist vielmehr eine Vergleichsrechnung aufzustellen, aus der 
sich ergibt, welche Kosten tatsächlich entstanden wären, wenn 
anstatt der kombinierten Maßnahme eine bloße Instandsetzung 
erfolgt wäre. Dem genügt das vorliegende Mieterhöhungsbe-
gehren nicht. Der Mieter, hier der Beklagte, wird lediglich mit 
pauschalen Prozentsätzen konfrontiert. Anhand der mitgeteilten 
Angaben besteht für den Mieter keine Möglichkeit, überschlä-
gig zu beurteilen, inwieweit die Aufteilung zwischen Moderni-
sierungs- und Instandsetzungskosten plausibel ist. Bereits aus 
diesem Grund ist das Erhöhungsverlangen formell unwirksam.

Es ist des Weiteren erforderlich, dass das Vermieter in der 
Erhöhungserklärung darlegt, inwiefern die von ihm durchge-
führten baulichen Maßnahmen solche sind, die den Gebrauchs-
wert der Mietsache nachhaltig erhöhen, die allgemeinen 
Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern oder die nachhaltige 
Einsparung von Heizenergie und Wasser bewirken. Hierbei ist 
es ausreichend, wenn der Mieter dies plausibel nachvollziehen 
kann. Eine Erläuterungspflicht entfällt lediglich dann, wenn der 
Modernisierungscharakter der Maßnahme auf der Hand liegt. 
Die Anforderungen an die Erläuterungspflicht erhöhen sich ins-
besondere dann, wenn sich die Maßnahmen auf Teile des Hauses 
außerhalb der Wohnung des Mieters beziehen (vgl. Schmidt-Fut-
terer-Börstinghaus, Mietrecht, 10. Aufl. 2011, Rn 20). Der Ver-
mieter erläuterte die Maßnahmen kaum. Der Beklagte konnte 
die Maßnahmen daher nicht überschlägig prüfen. Die Mieterhö-
hungserklärung ist mithin nichtig. Eine Heilung von Formmän-
geln für die Vergangenheit ist nicht möglich.  

Mitgeteilt von den RAen Steins & Schadendorff

 MÄNGEL DES MIETSHAUSES – SCHALLSCHUTZ
Amtsgericht Hamburg-Barmbek, Urteil vom 10. August 2015, 
824 C 53/14

Zum Sachverhalt:
Die Kläger sind Mieter, die Beklagte ist Vermieterin einer 

Wohnung in Hamburg. Die Parteien streiten über die Mängel-
beseitigung in dem Mietshaus. Die Kläger behaupteten, der 
notwendige Schallschutz der DIN 4109 1989-11 sei nicht ein-
gehalten. Die Kläger trugen dazu vor, dass sie selbst Geräusche 
des täglichen Lebens in ihrer Wohnung hören könnten und sich 
insbesondere in der Nacht durch die Mieter der oberen Woh-
nung gestört fühlten.

Die Beklagte beantragte, die Klage abzuweisen. Sie behaupte-
te, bei der Errichtung des Hauses seien die erforderlichen Schall-
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dämmmaßnahmen eingehalten worden, und bezog sich ebenfalls 
auf DIN 4109. Dass sich die Kläger gestört fühlten, würde an 
ihrer persönlichen Lärmempfindlichkeit liegen. 

Das Gericht hat zum Zweck der Beweisaufnahme ein schrift-
liches Sachverständigengutachten eingeholt.  

Aus der Urteilsbegründung: 
Die Klage ist zulässig und begründet. Die Vermieterin 

schuldet die Überlassung und Erhaltung der Wohnung in einem 
gebrauchtstauglichen Zustand, also frei von Mängeln. Entspre-
chend hat sie die Trittschalldämmung zwischen dem Badezim-
mer der oberen Wohnung und der Wohnung der Beklagten nach 
DIN 4109 herzustellen. Der Sachverständige hat in seinem Gut-
achten festgestellt und belegt, dass in diesem Bereich die Tritt-
schalldämmung nicht vorschriftsmäßig ist. Diese Feststellung 
wird von der Beklagten in der Folge auch gar nicht angegriffen. 
Soweit die Beklagte anführte, dass nur das Badezimmer – mithin 
circa zehn Prozent der Wohnung – betroffen sei und die Klage 
deshalb überwiegend mit entsprechender Kostenlast abgewiesen 
werden müsse, vermag das Gericht dem nicht zu folgen. Der von 
den Klägern angeführte Streitgegenstand ist nämlich unteilbar. 
Die Kläger haben das Einzige ihnen Mögliche getan, nämlich 
pauschal die unzureichende Schalldämmung gerügt und Abhilfe 
gefordert. Um die Fehlerquelle genauer zu lokalisieren, hätten 
sie selbst außergerichtlich einen Gutachter beauftragen müssen. 
Das ist unzumutbar und prozessual nicht erforderlich. Mit der 
Klage haben sie vielmehr den Streitgegenstand ausreichend kon-
kret festgelegt, indem sie Anknüpfungstatsachen vorgetragen 
haben, die ihre Behauptungen stützen.   

Mitgeteilt von den RAen Steins & Schadendorff

 LASTSCHRIFTKLAUSEL UNWIRKSAM
Amtsgericht Hamburg-St.Georg, 911 C 281/15

Zum Sachverhalt:
Die Klägerin ist in den im Jahr 1997 geschlossenen Miet-

vertrag als Rechtsnachfolgerin eingetreten. Der Mieter hatte bis 
dahin die Miete und sich aus Nebenkostenabrechnungen erge-
bende Nachzahlungen an die Vermieter überwiesen. Die Kläge-
rin besteht nunmehr auf eine Abbuchung von dem Mieterkonto 
im Wege einer Einzugsermächtigung. 

Aus der Urteilsbegründung:
Die Klage ist unbegründet. Die Klägerin hat keinen Anspruch 

darauf, dass der Mieter „die Abbuchung der monatlichen Miete 
sowie der Nachzahlungen aus der Betriebs- und Heizkostenab-
rechnung (…) von einem vom Beklagten anzugebenden Konto 
widerruflich ermöglicht“. Soweit sich die Klägerin in diesem 
Zusammenhang auf den Mietvertrag beruft, ist die dortige, als 
Allgemeine Geschäftsbedingung zu verstehende Klausel schon 
insoweit unwirksam, wie sie den Beklagten als Mieter verpflich-
tet, eine Abbuchungs- beziehungsweise Einzugsermächtigung zu 
erteilen, die sich auf „Nachzahlungen aus Betriebs- und Heiz-
kostenabrechnungen“ bezieht. Eine Lastschriftklausel, die den 
Einzug unregelmäßig und/oder in variierender Höhe anfallender 
Beträge ermöglicht und damit mit einer erhöhten Kontroll- und 
vorsorglicher Kontodeckungsüberwachungspflicht des Kunden 
einhergeht, ist unwirksam (vgl. Blank, in Blank/Börstinghaus, 
Miete, 4. Aufl. 2014, § 556b BGB, Rn 32 unter Verweis auf BGH 
NJW 1996, 988, 990). 

Aber auch im Übrigen kann die Klägerin die „Ermöglichung 
der Abbuchung der monatlichen Miete“ vom Beklagten nicht 
verlangen. Die Teilunwirksamkeit der Klausel erfasst zwar nicht 
die Gesamtregelung; denn nur wenn der als wirksam anzuse-
hende Rest im Gesamtgefüge des Vertrags nicht mehr sinnvoll 
ist, insbesondere wenn der als unwirksam beanstandete Teil 
der Vertragsklausel von so entscheidender Bedeutung ist, dass 
von einer gänzlich neuen, von der bisherigen völlig abweichen-
den Vertragsgestaltung gesprochen werden muss, ergreift die 
Unwirksamkeit der Teilklausel die Gesamtregelung (vgl. BGH 
NJW 1992, 896, 897). Gleichwohl ist der Klägerin eine Berufung 
auf diese Regelung verwehrt, weil der Beklagte mit der Rechts-

vorgängerin der Klägerin nach Auffassung des Gerichts indivi-
duell vereinbart hatte, dass die monatliche Miete nur durch sei-
ne Überweisung auf das Konto des Vermieters beglichen wird. 
Dafür sprach hier maßgeblich, dass in dem Mietvertrag lediglich 
die Kontoverbindung der damaligen Vermieterin angegeben ist, 
nicht aber die des Beklagten. Demgemäß stand von Beginn an 
fest, dass der Beklagte seine Leistungspflicht durch Überweisung 
erfüllen wird. 

Diese Vereinbarung ist von den Vertragsparteien auch seit dem 
Abschluss des Vertrags gelebt und bestätigt worden. Erst die Kläge-
rin hat diese vertragliche Abrede unter Hinweis darauf, dass bei ihr 
anderes üblich sei, in Abrede gestellt. Hierbei hat sie nicht berück-
sichtigt, dass es ihr jedenfalls auch unter dem Gebot von Treu und 
Glauben verwehrt ist, nach jahrelang geübter Praxis und lediglich 
aus eigenen Praktikabilitätserwägungen nunmehr auf einer Abbu-
chung zu beharren. Die Klägerin hat nicht geltend gemacht, dass 
sich der Beklagte seiner Leistungspflicht bisher dadurch entzogen 
hat, dass Überweisungen nicht vorgenommen worden sind.  

Mitgeteilt von RAin von der Wroge

 KÜNDIGUNG AUFGRUND 	
NICHTZAHLUNG DER MIETSICHERHEIT 
Amtsgericht Hamburg-Bergedorf, Urteil vom 8. Oktober 2014, 
410a C 58/14

Zum Sachverhalt:
Die Klägerin ist Vermieterin, die Beklagte ist Mieterin einer 

Dachgeschosswohnung. Die Klägerin bewohnt selbst die Erd-
geschosswohnung des Hauses. Eine weitere Wohnung gibt es in 
dem Gebäude nicht. Die Beklagte zahlte die vertraglich verein-
barte Mietsicherheit nicht. Die Klägerin kündigte deshalb der 
Mieterin das Mietverhältnis. Hilfsweise kündigte sie zusätzlich 
auf Basis ihres Sonderkündigungsrechts, da sie selbst die zweite 
Wohnung des Hauses bewohnte (vgl. § 573a Abs. 1 BGB). Die 
Beklagte räumte die Wohnung nicht und leistete auch keine 
Zahlungen. Nachdem die Beklagte für zwei aufeinanderfolgende 
Monate die Miete nicht gezahlt hatte, kündigte die Klägerin das 
Mietverhältnis zusätzlich wegen Zahlungsverzugs. 

Aus der Urteilsbegründung:
Die zulässige Klage ist begründet. Der Vermieterin kann von 

der Mieterin zu Recht die Räumung der Wohnung verlangen. Die 
Vermieterin kann sich zumindest auf ihr Sonderkündigungsrecht 
berufen, da sie mit der Mieterin in demselben Gebäude wohnt, 
das lediglich über zwei Wohnungen verfügt. 

Die Klägerin hat des Weiteren gegenüber der Beklagten 
einen vertraglichen Anspruch auf Zahlung der Mietsicherheit. 
Der Anspruch ist nicht mit der Beendigung des Mietverhältnisses 
entfallen. Vielmehr hat ein Vermieter noch so lange Anspruch 
auf Zahlung der Mietkaution, wie ihm aus dem bestehenden Ver-
trag noch Forderungen zustehen (Schmidt-Futterer/Blank, Miet-
recht, 11. Auflage 2013, § 551 Rn 63). Auch wenn der Mietvertrag 
beendet ist, lebt die Beklagte tatsächlich noch in der Mietwoh-
nung. Die Klägerin hat daher noch ein Sicherungsinteresse, denn 
sie kann erst nach der Räumung wissen, welche Forderungen ihr 
gegen die Beklagte aus dem Mietverhältnis noch zustehen. 

Die Klägerin kann von der Beklagten auch Ersatz vorge-
richtlicher Rechtsanwaltskosten verlangen. Die Mieterin war 
zum einen mit der Zahlung der Mietsicherheit in Verzug. Einer 
Mahnung bedurfte es nicht, da die Leistungszeit für die Miet-
sicherheit nach dem Mietvertrag kalendermäßig bestimmt war. 
Aufgrund der Nichtzahlung der Mietkaution stand der Klägerin 
zudem ein Recht zur ordentlichen Kündigung zu. Die Beklagte 
hat ihre Vertragspflichten schuldhaft verletzt. Die Pflichtverlet-
zung ist als erheblich anzusehen, da der Rückstand mehr als eine 
Monatsmiete umfasst (Schmidt-Futterer/Blank, Mietrecht, 11. 
Auflage 2013, § 573 Rn 29). Eine Abmahnung ist hier nicht erfor-
derlich. Die Klägerin hatte das Recht zur Kündigung auch nicht 
verwirkt. Ein Zeitablauf von weniger als drei Jahren wurde vom 
Gericht als grundsätzlich nicht ausreichend angesehen (Palandt/
Grüneberg, BGB, 73. Auflage, § 242 Rn 93).   

Mitgeteilt von RA Bohnet
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DIE FÄLLE

1. Der Müllmarathon

Eine Berliner Mieterin ärgerte sich 
darüber, dass sie wegen der Entsorgung des 
Hausmülls weit bis auf ein Nachbargrund-
stück laufen musste. Der Weg verlängerte 
sich auf 165 Meter zu einem neuen Müll-
standort, nachdem der Nachbar den alten 
Müllplatz gekündigt hatte. Die Dame muss-
te zwar nicht den Bus nehmen, wie unser 
Cartoon übertrieben darstellt; immerhin 
betrachtete sie die Wege hin und zurück 
aber als unzumutbaren „Müllmarathon“ 
und kürzte deshalb die Miete. Durfte sie 
das?

2. Der schnarchende Vermieter

Ein Vermieter in Sinzingen kündig-
te die Wohnung seines Mieters wegen 
Eigenbedarfs. Er brauche die Wohnung 
dringend. Er sei notorischer Schnarcher, 
und seine Frau sei deshalb schon aus dem 
gemeinsamen Schlafzimmer ins Wohnzim-
mer umgezogen. Muss der Mieter wegen 
dieser „Schnarchbegründung“ seine Woh-
nung räumen?

3. Der genossenschaftliche 
Gleichbehandlungsgrundsatz

Obwohl alle Mieter in ihrer Wohnungs-
genossenschaft die gleiche Miete bezahlen, 
erhöhte die Genossenschaft nur einem 
Mieter die Miete auf die ortsübliche Ver-
gleichsmiete. Da der Mieter sich das nicht 
gefallen ließ und die Erhöhung nicht zahl-
te, wurde er verklagt. Die Genossenschaft 
trug vor, der Mieter würde „durch die 
ständige Geltendmachung seiner Rechte 
einen exorbitanten Verwaltungsaufwand 
produzieren“, deshalb müsse er mehr als die 
Nachbarn zahlen. Was sagte das Gericht zu 
dieser Mieterhöhung?

4. Die Mieterwechselpauschale

Um eine Wohnung zu bekommen, 
zahlte ein Mieter eine „Mieterwechselpau-
schale“ von 178,50 Euro an die Hausver-
waltung. So sah es eine Formularklausel 
seines Mietvertrags vor. Der Mieter infor-
mierte sich und forderte das gezahlte Geld 
zurück. Wie entschied das Gericht?

5. Die Madonna im  
Treppenhaus

Nicht etwa in Bayern, sondern im 
westfälischen Münster hatte ein Vermie-
ter eine Madonnen-Figur im Treppenhaus 
aufgestellt. Ein evangelischer Mieter kürz-
te die Miete. Er bekomme jedes Mal einen 
Schock, wenn er an der Madonna vorbei 
müsse. Ist die Mietminderung rechtens?

DIE URTEILE

Zu 1: Das Köpenicker Amtsgericht sah in 
dieser langen Strecke – hin und zurück 
immerhin 330 Meter – einen Mangel und 
akzeptierte eine Mietminderung. Diese 
betrug allerdings nur 2,5 Prozent der Inklu-
sivmiete.

Zu 2: Der Mieter muss dem Schnarcher 
weichen und verlor seine Wohnung, so 
das Amtsgericht Sinzig (4 C 1096/97). Der 
Richter hielt den Wunsch nach getrenn-
ten Schlafzimmern sogar für sinnvoll. Der 
Vermieter konnte nachweisen, dass er alles 
Mögliche unternommen hatte, um das 
Schnarchen in den Griff zu bekommen. Bei 

Vertragsabschluss mit seinem Mieter sei er 
noch davon ausgegangen, das Schnarch-
problem anders lösen zu können.

Zu 3: Das Gericht lehnte die Mieterhöhung 
ab: In einem genossenschaftlich gepräg-
ten Mietverhältnis gelte „eine willkürfreie, 
auf sachlich nachvollziehbare Kriterien 
gestützte Gleichbehandlung der Genos-
senschaftsmieter.“ Dass ein Mieter ständig 
seine Rechte zu wahren versuche und des-
halb eine dicke Mietakte in der Genossen-
schaftsverwaltung verursache, dürfe keine 
Sanktion in Form einer Mieterhöhung zur 
Folge haben.

Zu 4: Das Amtsgericht Münster (55 C 
1325/15) erkannte, dass der Mieter die 
Mieterwechselpauschale zurückbekommt. 
Diese sei nicht rechtens, da Kosten der 
Verwaltungstätigkeit auf den Mieter unzu-
lässig abgewälzt wurden. Die Hausverwal-
tung bekäme schon vom Vermieter eine 
Vergütung für die Verwaltung, würde also 
praktisch durch die Mieterwechselpau-
schale doppelt entlohnt. Die Vertragsklau-
sel ändere daran nichts. Sie sei unwirksam, 
weil der Mieter dadurch unangemessen 
benachteiligt werde.

Zu 5.: Das Amtsgericht Münster hielt die 
Mietkürzung für nicht rechtens. Der Mie-
ter würde überempfindlich reagieren. Auch 
als protestantischer Christ müsse er die 
Madonna ertragen.

Ich hoffe, Sie hätten diese Fälle auch wie 
die Gerichte entschieden. Allerdings habe 
ich bei dem „Schnarchvermieter“ so meine 
Bedenken. Sie auch? �

Wie würden Sie 	
entscheiden?
Von Dr. Eckard Pahlke

Dieses Mal stehen interessante Urteile 
„quer durch den Garten“ zur Entschei-
dung. Was meinen Sie, darf eine Madon-
nen-Figur im Treppenhaus aufgestellt 
werden?
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Wir haben Glück, Frau Nachbarin. Der Bus hält ganz in der Nähe  
von dem neuen Müllplatz für unser Haus.
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Stefan Schmalfeldt, Leiter der Rechtsabteilung  
des Mietervereins zu Hamburg

DULDUNG DES EINBAUS VON 
RAUCHMELDERN / SELBST­

AUSSTATTUNG DURCH MIETER 
Urteil vom 17. Juni 2015 – VIII ZR 216/14

Die Mieterin bewohnt eine Wohnung in 
einem Mehrfamilienhaus der Vermieterin 
in Halle. Die Vermieterin will ihre Woh-
nungen einheitlich mit funkbetriebenen 
Rauchwarnmeldern ausstatten und kün-
digte der Mieterin deshalb Ende 2012 an, 
Rauchwarnmelder in Wohn-, Schlaf- und 
Kinderzimmer sowie im Flur der Wohnung 
anbringen zu wollen. Die Mieterin lehnte 
dies mit Hinweis darauf ab, die Wohnung 
bereits selbst mit Rauchwarnmeldern aus-
gestattet zu haben. Nachdem die Vermie-
terin sich sowohl vor dem Amtsgericht als 
auch vorm Landgericht Halle durchsetzen 
konnte, ist die Mieterin auch mit ihrer Revi-
sion gescheitert. Der Bundesgerichtshof hat 
entschieden, dass die von der Vermieterin 
beabsichtigte Maßnahme eine bauliche Ver-
änderung darstelle, die zu einer nachhaltigen 
Erhöhung des Gebrauchswerts und einer 
dauerhaften Verbesserung der allgemeinen 
Wohnverhältnisse führe und deshalb von 
der Mieterin zu dulden sei. Dadurch, dass 
der Einbau und die spätere Wartung der 
Rauchwarnmelder für das gesamte Gebäude 
„in einer Hand“ seien, werde ein hohes Maß 
an Sicherheit gewährleistet, das zu einer 
nachhaltigen Verbesserung auch im Ver-
gleich zu einem Zustand führe, der bereits 
durch den Einbau der vom Mieter selbst 
ausgewählten Rauchwarnmelder erreicht 
sei. Die Duldungspflicht ergebe sich für den 
Mieter darüber hinaus daraus, dass der Ver-
mieterin der Einbau von Rauchwarnmel-
dern durch eine gesetzliche Verpflichtung in 
der Landesbauordnung auferlegt und somit 
aufgrund von Umständen durchzuführen 
ist, die von ihr nicht zu vertreten sind.

Kommentar: Die Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs ist vertretbar, auch wenn es 
schwer nachzuvollziehen ist, wo eine Wert-
verbesserung liegen soll, wenn der Ver-
mieter in eine Mietwohnung Rauchwarn-
melder einbauen lässt, die vorher schon 

durch den Mieter mit Rauchwarnmeldern 
ausgestattet worden ist. Auf der anderen 
Seite macht es durchaus Sinn, ein gesamtes 
Gebäude „in einer Hand“ mit Warnrauch-
meldern auszustatten, um nicht die ange-
strebte erhöhte Sicherheit in die Hände der 
einzelnen Bewohner zu legen. Die gesetz-
liche Verpflichtung erfasst nicht nur den 
Einbau von Rauchwarnmeldern, sondern 
auch deren Wartung und Sicherstellung, 
dass die angestrebte Rauchwarnung auch 
funktioniert. Dass dies viel leichter und 
effizienter erfolgen kann, wenn die Ausstat-
tung einheitlich für das gesamte Mehrfa-
milienhaus erfolgt, liegt auf der Hand. Dies 
dürfte nicht nur im Interesse der Vermie-
terseite, sondern auch im Interesse aller das 
Haus bewohnenden Mietparteien erfolgen.

15-PROZENTIGE KAPPUNGSGRENZE 
IN BERLIN WIRKSAM

Urteil vom 4. November 2015 – VIII ZR 
217/14

Die Mieterin wohnt seit 2007 in einer Woh-
nung des Vermieters in Berlin-Wedding. 
Mit Schreiben vom September 2013 forder-
te der Vermieter von seiner Mieterin eine 
20-prozentige Mieterhöhung. Die Mieterin 
hat lediglich einer Erhöhung um 15 Prozent 
zugestimmt. Sie beruft sich auf die für Berlin 
erlassene Kappungsgrenzenverordnung, die 
Mieterhöhungen nur bis 15 Prozent zulässt. 
Der Vermieter erhob eine Zustimmungskla-
ge auf den Differenzbetrag, weil er die Kap-
pungsgrenzenverordnung für unwirksam 
hält. Nach seiner Ansicht ist nicht in allen 
Stadtteilen die ausreichende Versorgung der 
Bevölkerung mit Mietwohnungen zu ange-
messenen Bedingungen gefährdet, sodass 
die Verordnung nicht für das gesamte 
Stadtgebiet Berlins erlassen werden durfte. 
Sowohl das Amtsgericht als auch das Land-
gericht Berlin haben die Klage mit unter-
schiedlichen Begründungen abgewiesen. 
Auch die Revision blieb ohne Erfolg. Der 
Bundesgerichtshof hat entschieden, dass 
die Berliner Kappungsgrenzenverordnung 
rechtmäßig ist. Dem Vermieter sei deshalb 
verwehrt, die Zustimmung zu einer 15 Pro-

BGH-Urteile (50)
Der Bundesgerichtshof (BGH) produziert flei-
ßig mietrechtliche Urteile und trägt damit zur 
Klärung strittiger Auslegungsfragen und zur 
Vereinheitlichung der Rechtsprechung bei. 
Stefan Schmalfeldt stellt einige neue Grund-
satzurteile vor und erläutert kritisch, welche 
praktische Bedeutung sie für Mieter und Ver-
mieter haben.

zent übersteigenden Mieterhöhung zu for-
dern. Zivilgerichte sind auch grundsätzlich 
berechtigt, eine von der Landesregierung 
erlassene Kappungsgrenzenverordnung auf 
die Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht 
zu überprüfen. Diese Prüfung habe ergeben, 
dass die Verordnung auf einer verfassungs-
mäßigen Ermächtigungsgrundlage beruht, 
den gesetzlichen Rahmen nicht überschrei-
tet und den verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen genügt. Sie verletzt auch keine 
Grundrechte des Vermieters. Insbesondere 
verstößt sie nicht gegen das Grundrecht auf 
Eigentum. Die getroffene Maßnahme stellt 
auch einen verhältnismäßigen Eingriff dar. 
Sie verfolgt ein legitimes, dem öffentlichen 
Interesse dienendes Regelungsziel, nämlich 
in Gebieten mit besonderer Gefährdungs-
lage einen zu raschen Anstieg von Mieten 
auf das Niveau der ortsüblichen Vergleichs-
miete zu dämpfen. Es kann auch nicht 
festgestellt werden, dass etwa allein die 
Beschränkung auf bestimmte Teile von Ber-
lin sachgerecht gewesen wäre oder der Ver-
ordnungsgeber hier ungeeignete Indikato-
ren herangezogen hätte. Schließlich dürfen 
Zivilgerichte nicht ihre eigene Bewertung 
an die Stelle des weitreichenden Beurtei-
lungs- und Einschätzungsspielraums eines 
Verordnungsgebers setzen und daher nur 
überprüfen, ob das methodische Vorgehen 
des Verordnungsgebers tragfähig ist.

Kommentar: Die Entscheidung des Bun-
desgerichtshofs ist zu begrüßen. Interes-
sant erscheint zunächst, dass der Bundes-
gerichtshof in Übereinstimmung mit dem 
Berufungsgericht die noch vom Amts-
gericht Berlin-Wedding verneinte Prü-
fungskompetenz bei der Beurteilung, ob 
die Kappungsgrenzenverordnung gegen 
höherrangiges Recht verstößt, bejaht hat. 
Diese Überprüfbarkeit stößt jedoch nach 
der zutreffenden Ansicht des Bundesge-
richtshofs dort an ihre Grenzen, wo der 
Verordnungsgeber einen weitreichenden 
Beurteilungs- und Einschätzungsspielraum 
– wie in diesem Fall – hat. Auch wenn die 
Entscheidung sich lediglich auf die Berliner 
Kappungsgrenzenverordnung erstreckt, 
wird sie mit Sicherheit auch Ausstrahlung 
auf die in elf weiteren Bundesländern gel-
tenden Kappungsgrenzenverordnungen 
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haben. Hamburg wird ebenfalls von der 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs pro-
fitieren, da der Hamburger Wohnungs-
markt im gesamten Stadtgebiet noch stär-
ker angespannt ist und offenkundige hand-
werkliche Fehler beim Zustandekommen 
der Verordnung nicht erkennbar sind. 

MISCHMIETVERHÄLTNIS / EIGENBE­
DARF NUR AN WOHNRÄUMEN

Urteil vom 1. Juli 2015 – VIII ZR 14/15

Die Mieter bewohnen seit 1996 ein ehema-
liges landwirtschaftliches Anwesen des Ver-
mieters in der Umgebung von Starnberg. Sie 
nutzen das große Bauernhaus mit Neben-
räumen vertragsgemäß teils zu Wohnzwe-
cken und teils gewerblich für ein Ladenge-
schäft zur Raumausstattung. Der Vermieter 
kündigte das Mietverhältnis im April 2012 
wegen Eigenbedarfs. Diesen begründete er 
mit dem Wunsch, seiner 28-jährigen Toch-
ter und der 7-jährigen Enkelin, die noch in 
seinem Haushalt leben, eine eigene Woh-
nung zur Verfügung zu stellen. Das Amts-
gericht Starnberg wies die Räumungsklage 
ab, weil der geltend gemachte Eigenbedarf 
sich lediglich auf die Wohnräume und 
nicht auf die dazugehörigen Gewerberäu-
me erstreckte. Das Landgericht München 
hat demgegenüber der Klage stattgegeben. 
Die Revision der Mieter blieb ohne Erfolg. 
Nach Auffassung des Bundesgerichtshofes 
steht der Kündigung eines einheitlichen 
Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs nicht 
entgegen, dass die Eigenbedarfsperson 
nur die Wohnräume nutzen wolle und ein 
Bedarf an den gewerblich genutzten Flächen 
nicht bestehe. Richtig sei insoweit, dass ein 
Mischmietverhältnis, welches aufgrund 
der überwiegenden Wohnnutzung hier als 
Wohnraummietverhältnis einzustufen war, 
nur in seiner Gesamtheit gekündigt wer-
den könne. Dies besage aber nicht, dass das 
berechtigte Interesse des Vermieters sich 
auch auf die gewerblich genutzten Räume 
beziehen müsse. Bei gewerblich genutzten 
Räumen hänge die Befugnis des Vermieters 
zur ordentlichen Kündigung gerade nicht 
vom Vorliegen eines berechtigten Interesses 
ab, weil dort ein Kündigungsschutz nicht 
bestehe. Die Mieter könnten auch nicht 
mit dem Einwand des Rechtsmissbrauchs 
aufgrund eines „weit überhöhten“ Bedarfs 
gehört werden. Es komme insoweit nicht 
darauf an, wie groß die zu Wohnzwecken 
genutzten Flächen sind, weil diese Räume 
von den Mietern ebenfalls nur mit zwei Per-
sonen bewohnt werden.

Kommentar: Die für die Mieter negative 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs ist 
rechtlich nicht zu beanstanden. Die Karls-
ruher Richter haben zunächst rechtsfeh-
lerfrei bei dem Vertrag über Wohn- und 
Gewerbeflächen ein Wohnraummietver-
hältnis angenommen, weil die Räume über-
wiegend zu Wohnzwecken genutzt werden. 

Der insoweit für die Wohnräume bestehen-
de gesetzliche Kündigungsschutz kann aber 
nicht ohne weiteres auf die in das Misch-
mietverhältnis aufgenommene gewerbli-
che Nutzung der Nebenräume übertragen 
werden. Nach dem ausdrücklichen Willen 
des Gesetzgebers unterliegen gewerbliche 
Räume nicht dem Kündigungsschutz. Die 
Privilegierung des Gewerbes im Rahmen 
eines Mischmietverhältnisses, bei dem die 
Wohnraumnutzung angenommen wird, 
führt nicht dazu, dass das berechtigte Inte-
resse des Vermieters an den Wohnräumen 
auch für das Gewerbe gilt. Aus diesem 
Grund ist den Mietern in vergleichbaren 
Fällen dringend anzuraten, schon im Vor-
feld einer Räumungsklage mit der Vermie-
terseite den Versuch zu unternehmen, eine 
einvernehmliche Regelung herbeizuführen. 
Diese könnte zum Beispiel darin bestehen, 
dass der Wohnraum geräumt wird und 
die von der Bedarfsperson nicht benötigte 
Gewerbefläche bei dem bisherigen Mieter 
verbleibt. 

EIGENBEDARF / HINREICHENDE 
KONKRETISIERUNG

Urteil vom 23. September 2015 – VIII ZR 
297/14

Die Vermieterin ist Eigentümerin eines 
Mehrfamilienhauses mit 15 Wohnungen 
in Bonn. 1997 vermietete sie eine Dreizim-
merwohnung in der dritten Etage an die 
Mieter. Ein Jahr später haben die Mieter 
eine weitere 21 Quadratmeter große Man-
sardenwohnung angemietet, in der mittler-
weile der erwachsene Sohn der Beklagten 
wohnt. In dem Mietvertrag über die Man-
sarde haben die Parteien vereinbart, dass 
eine Kündigung nur gleichzeitig mit dem 
Mietverhältnis für die Wohnung im dritten 
Obergeschoss möglich ist. Im März 2012 
hat die in einem Einfamilienhaus leben-
de Vermieterin beide Mietverträge wegen 
Eigenbedarfs gekündigt. Zur Begründung 
gab sie an, dass sie selbst in die Wohnung 
in der dritten Etage einziehen wolle. Die 
Mansardenwohnung werde als Teil einer 
für die Tochter vorgesehenen Maisonette-
wohnung benötigt, welche in Folge eines 
geplanten Umbaus entstehen solle. Weil 
die Mieter nicht auszogen, wurde die für 
die Tochter vorgesehene Maisonettewoh-
nung ohne Einbeziehung der Mansarde 
umgebaut. In die neue circa 200 Quad-
ratmeter große Wohnung ist die Tochter 
mit ihrem Ehemann und zwei Kindern 
2013 eingezogen. Sie möchte nach wie vor 
die Mansarde mit ihrer Wohnung verbin-
den, um dort ein kombiniertes Gäste- und 
Arbeitszimmer einzurichten. Das Amtsge-
richt Bonn hat die Räumungsklage abge-
wiesen. Demgegenüber hat das Landgericht 
Bonn die Mieter zur Räumung verurteilt. 
Die Revision der Mieter hatte Erfolg. Der 
Bundesgerichtshof hat entschieden, dass 
das Landgericht Bonn bei der Würdigung 

der Ernsthaftigkeit des von der Klägerin 
angegebenen Nutzungswunsches einen 
unzutreffenden Maßstab angelegt hat. 
Für eine Kündigung wegen Eigenbedarfs 
reicht ein noch unbestimmtes Interesse 
einer möglichen späteren Nutzung (Vor-
ratskündigung) nicht aus. Vielmehr muss 
sich der Nutzungswunsch soweit „verdich-
tet“ haben, dass ein konkretes Interesse an 
einer alsbaldigen Eigennutzung besteht. 
Diesen Aspekt hat das Berufungsgericht 
außer Acht gelassen. Die Vermieterin habe 
nämlich nicht angeben können, dass sie 
sich überhaupt Gedanken darüber gemacht 
habe, warum sie von mehreren Dreizim-
merwohnungen in ihrem Mehrfamilien-
haus gerade die Wohnung der Beklagten als 
ihre künftige Wohnung gewählt habe. Dies 
hat das Amtsgericht – in lebensnaher Wür-
digung – dazu veranlasst, an der Ernsthaf-
tigkeit des Nutzungswunsches der Klägerin 
zu zweifeln. Denn die Annahme, dass sich 
die Vermieterin, die Eigentümerin eines 
Hauses mit 15 Wohnungen ist und bisher 
in einem Einfamilienhaus wohnt, sich vor 
einem Umzug im Seniorenalter nicht im 
Einzelnen überlegt, welche Anforderun-
gen sie an den neuen Lebensmittelpunkt 
stellt und welche der ihr gehörenden Woh-
nungen nach Größe, Lage und Zuschnitt 
für sie am besten geeignet ist, erscheint 
lebensfremd. Dies stellt die erforderliche 
Ernsthaftigkeit und Konkretisierung des 
angegebenen Nutzungswunsches zumin-
dest infrage. Ein vager und unbestimmter 
Nutzungswunsch kann aber eine Eigenbe-
darfskündigung (noch) nicht rechtfertigen. 
Von dieser erstinstanzlichen Würdigung 
durfte das Berufungsgericht ohne eine 
erneute Anhörung der Vermieterin nicht 
abweichen. Nach alledem kann das Urteil 
des Berufungsgerichts keinen Bestand 
haben und ist daher aufzuheben und zur 
erneuten Entscheidung an das Landgericht 
zurückzuweisen. 

Begründung: Die zutreffende Entschei-
dung des Bundesgerichtshofs ist zu begrü-
ßen. Die Karlsruher Richter haben den 
Instanzgerichten aufgezeigt, dass eine 
wenn auch plausible Begründung eines 
Eigenbedarfswunsches nur dann zwin-
gend zum Erfolg einer Eigenbedarfsklage 
führen kann, wenn ein ernsthaftes und 
konkretes Interesse an einer alsbaldigen 
Nutzung vorliegt. Aus Mietersicht ist dem 
Amtsgericht Bonn Anerkennung dafür 
auszusprechen, die Vermieterin lebensnah 
sowie präzise angehört und dies protokol-
liert zu haben. Aus diesem Grund durfte 
das Berufungsgericht von der durch das 
Amtsgericht vorgenommenen Würdigung 
ohne erneute Anhörung der Vermieterin 
nicht abweichen. Die Entscheidung zeigt, 
dass bei berechtigten Zweifeln hinsichtlich 
der Ernsthaftigkeit eines Eigenbedarfswun-
sches die gerichtliche Klärung nicht unan-
gebracht ist und zielführend sein kann.  �
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(mzh) Im gut gefüllten Saal 6 des CCH fand 
am 3. November 2015 turnusmäßig die 
Mitgliederversammlung des Mietervereins 
zu Hamburg statt. Neben der Senatorin der 
Behörde für Stadtentwicklung und Woh-
nen, Dr. Dorothee Stapelfeldt, sowie ihrem 
Staatsrat Matthias Kock nahm auch der 
Direktor des Deutschen Mieterbunds, Lukas 
Siebenkotten, an der Versammlung teil.

In ihrem Grußwort hob Senatorin Sta-
pelfeldt die große Bedeutung des Mieter-
vereins bei der Vertretung der Hamburger 
Mieterschaft hervor. Im Hinblick auf die 
steigende Zahl der Flüchtlinge, die nach 
Hamburg kommen, sprach sie den vielen 
freiwilligen Helfern ihre Anerkennung aus 
und wies darauf hin, dass die Stadt alles 
unternehmen werde, um ein Konkurrenz-
verhältnis bei der Wohnraumversorgung 
zwischen neuen und alten Bürgern der 
Stadt nicht entstehen zu lassen. Die Sena-
torin bedankte sich ausdrücklich für die 
kritische, aber stets konstruktive Beglei-
tung der Wohnungspolitik des Senats in 
den letzten 40 Jahren durch den scheiden-
den Vorsitzenden des Mietervereins, Dr. 
Eckard Pahlke. Auch Mieterbunddirektor 
Siebenkotten wies auf die wichtige Arbeit 
des Mietervereins hin, die nicht nur für 
Hamburgs Mieterinnen und Mieter unver-
zichtbar sei, sondern auch bundespolitische 
Ausstrahlung habe. Zugleich sprach er im 
Namen des Deutschen Mieterbunds seinen 
ausdrücklichen Dank für die langjährige 
und erfolgreiche Arbeit von Dr. Pahlke als 

Vizepräsident des Mieterbunds aus. 
Nach der Ehrung verdienter Mitglieder 

stellte Geschäftsführer Siegmund Chychla 
den Geschäftsbericht vor. Dabei betonte er 
die positive Entwicklung des Vereins und 
wies auf die nach wie vor steigenden Mit-
gliederzahlen hin. Schatzmeisterin Anne-
marie Scherz bescheinigte dem Verein 
eine befriedigende und stabile Finanzlage. 
Nach dem positiven Bericht der Kassen-
prüferin Monika Labahn beschloss die 
Mitgliederversammlung ohne Gegenstim-
men die Entlastung des Vorstands und der 
Kassenprüferinnen. Fünf Mitglieder des 
scheidenden Vorstands stellten sich aus 
Altersgründen, und um eine Verjüngung 
des Vorstands einzuleiten, nicht mehr zur 
Wahl. Bei den Vorstandswahlen wurde 
der bisherige Stellvertretende Vorsitzende 
Siegmund Chychla zum Vorsitzenden und 
Marielle Eifler zur Stellvertretenden Vorsit-
zenden gewählt. Gabriele Wirth wurde als 
1. Schriftführerin in ihrem Amt bestätigt. 
Neuer 2. Schriftführer ist Dr. Rolf Bosse, 
neue Schatzmeisterin ist Melanie Offer-
mann und neue Beisitzer sind Dr. Lisa 
Marie Rödel und Stefan Schmalfeldt. 

Den ausgeschiedenen Vorstandsmit-
gliedern Jutta Elsner, Annemarie Scherz, 
Mechthild Plassmann, Uwe Barth und Dr. 
Eckard Pahlke dankte Chychla im Namen 
des Mietervereins zu Hamburg herzlich 
für das langjährige und erfolgreiche Wir-
ken für den Verein und die Hamburger 
Mieterschaft. Die einmalige und einzigar-

tige Lebensleistung von Dr. Pahlke für den 
Mieterverein zu Hamburg wurde von der 
Mitgliederversammlung mit der einstim-
migen Ernennung zum Ehrenvorsitzenden 
gewürdigt. Zum Abschluss nahm die Ver-
sammlung die zur Abstimmung gestellten 
wohnungspolitischen Forderungen an den 
Hamburger Senat mit überwältigender 
Mehrheit an. �

 �Forderungskatalog im Internet: 	
http://www.mieterverein-hamburg.
de/politik-fuer-mieter.html

Generationswechsel im Vorstand 	
des Mietervereins zu Hamburg
MITGLIEDER ERNENNEN DR. ECKARD PAHLKE  
ZUM EHRENVORSITZENDEN  
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Der neue Vorstand des Mietervereins (von links nach rechts): Marielle Eifler, Stellvertretende Vorsitzende; Dr. Eckard 
Pahlke, Ehrenvorsitzender; Melanie Offermann, Schatzmeisterin; Dr. Rolf Bosse, 2. Schriftführer; Gabriele Wirth, 1. 

Schriftführerin; Siegmund Chychla, Vorsitzender; Dr. Lisa Marie Rödel, Beisitzerin;  Stefan Schmalfeldt, Beisitzer

Stadtentwicklungssenatorin Dr. Dorothee  
Stapelfeldt auf der Mitgliederversammlung 

(oben). Dr. Pahlke ehrte Richard Röhl und seine 
Frau Liesa, seit dem 1. November 1962  

Mitglieder im Mieterverein zu Hamburg, mit  
einem Blumenstrauß (unten). Fotos: stahlpress
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DAS PORTRÄT

Birgit Stöver, Stadtentwicklungsexpertin der CDU

(vs) Birgit Stöver ist eine Frau mit breit-
gefächerten Interessen: Politik, Stadt-
entwicklung, Architektur, Naturwissen-
schaften, Musik, Sport. Ihr Lieblingsthe-
ma aber ist Harburg, ihre Heimat. Kein 
Zufall, dass die Bürgerschaftsabgeord-
nete ihr Büro in der Lämmertwiete hat. 
Dort ist der seit 1937 zu Hamburg gehö-
rende Stadtteil nicht nur am ursprüng-
lichsten, sondern auch am gemütlichs-
ten. Die kleine Gasse ist wohl die schnu-
ckeligste Straße Harburgs.

Zu Beginn des Treffens spricht 
die 45-Jährige ihre Ver-
wunderung darüber aus, 

dass der Reporter den Weg 
über die Elbe nicht gescheut 
habe und sich mit ihr nicht 
im Rathaus habe treffen 
wollen. Und schon sind wir 
mitten in Stövers Leib- und 
Magenthema: Harburg. 
Stadtteil und Bezirk hätten 
leider kein gutes Image, seufzt 
die im ehemaligen Kranken-
haus am Irrgarten geborene 
Lokalpatriotin: „Harburg ist 
bei den Hamburgern leider nicht  
gut angesehen.“ Es dominiere ein 
„Schubladendenken“, ärgert sich die 
verheiratete Lebensmitteltechnikerin mit 
drei Söhnen und erzählt eine Geschichte 
aus ihrer Studienzeit auf der anderen Sei-
te der Elbe: „Wenn wir Arbeitsgruppen-
Treffen hatten, war es immer schwierig, die 
Kommilitonen über die Elbe zu locken. Die 
fuhren ohne zu murren nach Norderstedt, 
nach Harburg wollten sie nicht.“

Seitdem wird Birgit Stöver, die mit ihrer 
Familie an der Grenze der SPD-Hochbur-
gen Langenbek und Rönneburg wohnt, 
nicht müde, die Vorteile ihres Heimatorts 
hervorzuheben: die nur 15 S-Bahn-Minu-
ten entfernte „Großstadt“ Hamburg mit 
ihren zahlreichen kulturellen Angeboten, 
die Anbindung an die Natur durch den 
„schönen Stadtparksee Außenmühlen-
teich“, der zum Sport und Spazierengehen 
einladende bergige Geestrücken Haake und 
die Fahrradwege: „Man ist in fünf Kilome-
tern auf den Feldern des Obstanbaugebiets 
Altes Land.“ 

„Harburg ist für mich seit jeher der 
Stadtteil Hamburgs, in dem ich leben 
möchte“, schwärmt Birgit Stöver auch 
auf ihrer Website. Die Parlamentarische 
Geschäftsführerin der CDU und Spreche-
rin für Stadtentwicklung hat sich aber ihren 
Realitätssinn bewahrt und verschweigt 
nicht die Probleme Harburgs. Das Stadtbild 
habe sich stark verändert. Statt hochwerti-

gem Einzelhandel dominierten heute „Ein-
Euro-Läden“ die City. Die Revitalisierung 
der Innenstadt lasse leider weiter auf sich 
warten, bedauert Stöver, die nicht gut auf 
die rot-grüne Stadtregierung zu sprechen 
ist: „Der Senat vernachlässigt Harburg, 
seine Aktivitäten enden in Wilhelmsburg.“ 
Der Scholz-Senat entwickele die Stadt nur 
 
 

   
 
innerhalb des Rings 2, deshalb drohe ein 
Gefälle: „Die Stadt ist nur entlang der 
‚Schumacher-Achsen‘ entwickelt. Der Rest 
bleibt außen vor.“ 

  Vor allem der oft beschworene 
„Sprung über die Elbe“ müsse verstetigt 
werden –  auch in Wilhelmsburg. „Dort 
erblüht gerade eine zarte Pflanze, deren 
Früchte noch zu ernten sind“, formuliert 
die Stadtentwicklungsexpertin prosaisch. 
Immerhin mache in Harburg das neue 
City-Management Hoffnung. Überfällig 
sei aber eine umfangreiche städtebauliche 
Überplanung am Sand mit dem Ziel, Woh-
nen und Arbeiten stärker miteinander zu 
vernetzen.

Doch nicht nur in Sachen Stadt-
entwicklung meldet sich die streitbare 
Abgeordnete der CDU zu Wort. Als das 
Cannabis-Freigabe-Projekt in Berlin 
gestoppt wurde, preschte sie vor: „Mit 
dieser Entscheidung hat sich die grüne 
Kifferromantik auch in Hamburg erle-
digt.“ Starke Worte. Labern sei nicht ihre 
Sache, sagt die im persönlichen Gespräch 
sehr umgängliche Politikerin: „Ich kom-
me schnell zur Sache.“ So wie ihr poli-
tisches Vorbild Friedrich Merz, den sie 

als „starken Denker“ bezeichnet. Merz 
habe die gleiche Mentalität wie sie selbst, 
sagt die studierte Naturwissenschaftle-
rin, die sich durch strukturiertes Denken 
auszeichnet. Außerdem bewundert sie 
Altbundeskanzler Helmut Kohl. In die 
Politik gekommen sei sie aber „mit Ole“. 
Der großstädtisch-liberale Christdemo-
krat von Beust passt eigentlich auch viel 
besser zu Stövers Habitus als ihre beiden 
Vorbilder, denn, so sagt sie selbst: „Bei 

Veranstaltungen werde ich eher für 
eine Grüne gehalten.“ Und die, 

nun ja, „Kifferfreunde“ moch-
te Ole als Initiator der ersten 

schwarz-grünen Koalition 
auf Länderebene bekannt-
lich besonders gerne. 

Beim Plaudern mit Bir-
git Stöver vergeht die Zeit 
wie im Fluge. Doch das 
Thema Sport darf im Schat-
ten Olympias nicht feh-
len. Zu olympischen Ehren 
hat es die Sportbegeisterte 

zwar nicht gebracht, aber ein 
7. Platz bei den Deutschen 

Schwimmmeisterschaften steht 
zu Buche, erschwommen mit der 

Staffel von TuS Harburg. Aktuell 
stehen Bergwandern („von Hütte zu 

Hütte“) und Fahrradfahren bei ihr hoch 
im Kurs. „Ich habe ganz viel Energie und 
war beim Sport extrem ehrgeizig“, sagt 
Stöver. Zuletzt hatte es sie zum Marathon 
verschlagen, dann bekam die Familie Vor-
rang. Sie verfüge aber immer noch über 
einen „langen Atem“, der beim persönli-
chen Dreikampf „Familie, 20-Stunden-Job 
als Lebensmittelchemikerin, Bürgerschafts-
abgeordnete“ sehr von Nutzen sei. 

Zum Schluss hätten wir fast verges-
sen, über den Mieterverein zu sprechen. 
„Ich persönlich habe den Mieterverein zu 
Hamburg als kompetenten, zuverlässigen 
und fairen Gesprächs- und Verhandlungs-
partner erlebt“, sagt die Abgeordnete, die 
sich zuletzt aber mit der vom Verein vehe-
ment einforderten Mietpreisbremse nicht 
anfreunden konnte:  „Die Mietpreisbrem-
se flächendeckend einzuführen, war falsch. 
Dafür ist der Hamburger Wohnungsmarkt 
zu uneinheitlich.“ Das sehen nicht nur der 
Mieterverein, sondern alle verantwort-
lichen Stellen in Hamburg anders. Der 
Wohnungsmarkt ist nicht „uneinheitlich“, 
sondern auch durch die starke Zuwan-
derung derart leergefegt, dass Tausende 
Menschen mangels Alternativen zur Ver-
meidung von Obdachlosigkeit den Winter 
in Zelten und Baumarkthallen verbringen 
werden müssen. �
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INTERVIEW: ANSELM SPRANDEL, 
FLÜCHTLINGSKOORDINATOR

Hauptziel ist, 
Obdachlosigkeit 	
zu vermeiden“

Anselm Sprandel wurde im Oktober die 
Leitung des „Zentralen Koordinierungs-
stabs Flüchtlinge“ (ZKF) in Hamburg 
übertragen. MJ-Redakteur Volker Stahl 
sprach mit dem 56-Jährigen, zuvor Chef 
des Amts für Zentrale Dienste in der 
Behörde für Arbeit, Soziales, Familie 
und Integration, über sein neues Aufga-
benfeld. 

Herr Sprandel, Sie gelten als ausgewiesener 
Kenner der Hamburger Verwaltung. Was 
hat Sie dazu bewogen, den politisch brisan-
ten Job des Flüchtlingskoordinators zu über-
nehmen?

Die Leitung des Zentralen Koordinie-
rungsstabes Flüchtlinge ist ausdrücklich 
kein politischer Job, sondern eine Manage-
mentaufgabe. Mich reizt es, an der Bewäl-
tigung einer der größten Herausforderun-
gen der letzten Jahre für Hamburg und für 
Deutschland mitzuwirken und dabei meine 
Erfahrungen als Verwaltungsmanager ein-
zubringen.

Was qualifiziert Sie für diese heikle Aufgabe?
Ich bringe Erfahrung im Krisenma-

nagement mit. Zum Beispiel habe ich vor 
gut zehn Jahren dazu beigetragen, dass das 
begonnene Kita-Gutschein-System, das 
einige Startschwierigkeiten hatte, auf ein 
geordnetes Gleis kam. Außerdem bringe 
ich als langjähriger Verwaltungsleiter der 
Sozialbehörde viel Erfahrung darin mit, 
unterschiedliche Menschen und unter-
schiedliche Dienststellen zu einem produk-
tiven Miteinander zusammenzubringen.

Bitte umreißen Sie kurz Ihren Aufgabenbereich!
Unser Hauptziel ist es, allen Menschen, 

die zu uns kommen und Schutz suchen, 
erst einmal ein Dach über dem Kopf zu 
bieten, um Obdachlosigkeit zu vermeiden. 
Außerdem soll eine leistungs- und durch-
haltefähige Arbeitsstruktur geschaffen 
werden, die es ermöglicht, die benötigten 
Unterbringungskapazitäten in der erfor-
derlichen Geschwindigkeit bereitzustellen. 
Weiterhin sollen die mit der Integration der 
Flüchtlinge zusammenhängenden Themen 
wie Wohnen, Gesundheit, Bildung und 
Arbeit bei uns koordiniert werden. Wir 
müssen auch die Rahmenbedingungen für 
die Kooperation von ehrenamtlichem und 
hauptamtlichem Engagement optimieren. 
Vom ehrenamtlichen Engagement können 
wir Hauptamtliche lernen. 

Das Credo der Bundeskanzlerin in Bezug auf 
die Unterbringung der Asylbewerber lautet: 
„Wir schaffen das!“ Sind Sie genauso opti-
mistisch?

Bisher haben wir es immer geschafft 
und daher bin ich mir sicher, dass wir es 
auch weiterhin schaffen. Unser Ziel muss es 
aber sein, zukünftig „vor die Lage“, wie die 
Polizei es nennt, zu kommen. Das heißt, wir 
wollen zukünftig bei der Planung und Vor-
bereitung von Unterkünften dazu kommen, 
ausreichende Versorgung für alle in Ham-
burg Schutz suchenden Menschen vorzu-
halten. Dies lässt sich aber nicht von heute 
auf morgen realisieren, sondern wird sich 
noch über Wochen und Monate hinziehen.  

Was haben Sie zuerst angepackt?
Als erstes haben wir zusätzliche Kolle-

ginnen und Kollegen eingestellt, die weitere 
Standorte für Flüchtlingseinrichtungen fin-
den, planen und auf den Weg bringen sol-
len. Wir müssen weiterhin alle Flüchtlinge, 
die nach Hamburg kommen, versorgen und 
gleichzeitig die Stabsstelle aufbauen. Dafür 
sind neben der Verzahnung von Fachstel-
len zweier Behörden auch die Integration 
der neuen Kolleginnen und Kollegen und 
der Aufbau einer funktionsfähigen Infra-
struktur notwendig. So betrachtet sind wir 
quasi dabei, einen neuen Betrieb zu etablie-
ren, während das Tagesgeschäft auf Hoch-
touren weiterläuft.      

Wie viele Mitarbeiter gehören zu Ihrem Stab?
Derzeit sind es rund 70 Beschäftigte. Es 

sollen aber noch bis zu 20 weitere hinzu-
kommen. 

Viele Anwohner fühlen sich über Unterbrin-
gungsmaßnahmen in ihrem Umfeld schlecht 
informiert. Das schürt Ängste. Was ist zur 
Verbesserung der Kommunikation geplant?

Wir informieren bereits umfangreich 
im Internet, auf Handzetteln und auf 
regelhaften Informationsveranstaltungen. 
Ich verstehe, dass es einigen Menschen 
unheimlich vorkommen kann, wenn in 
ihrer Nachbarschaft Unterkünfte entste-

hen und sie nicht wissen, was genau auf sie 
zukommt. Manchmal müssen Maßnahmen 
sehr kurzfristig umgesetzt werden, sodass 
es schwer ist, rechtzeitig zu informieren. 
Daher wollen wir jede Gelegenheit zur 
Information und Aufklärung nutzen und 
generell für das Verständnis werben, ver-
folgten Menschen in unserer Stadt Schutz 
zu bieten. Auch die sozialen Medien müs-
sen wir hier noch stärker einsetzen. Dies 
ist aber ein Prozess, keine Maßnahme, die 
sofort wirken kann. Ich setze dabei auch 
auf die guten Erfahrungen, die die vielen 
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer 
machen. Dies trägt sicher enorm dazu bei, 
Ängste abzubauen und die Integration zu 
fördern.    

Der Zuwanderungsstrom wird 2016 vor-
aussichtlich nicht abebben. Wann sind 
die Aufnahmekapazitäten der Hansestadt 
erschöpft? 

Wir können noch viele Kapazitäten 
schaffen. Und durch ein verbessertes Auf-
nahmeverfahren sowie durch die Verstär-
kung des Personals, und das gilt auch für 
die Beschäftigten, die für die Bearbeitung 
der vielen Registrierungen und Asylanträ-
ge auf Bundes- und Landesebene zuständig 
sind, wollen wir Strukturen schaffen, die es 
uns erlauben, mehr Ruhe und Planbarkeit 
in das System zu bringen.   

Wo wünschen Sie sich Unterstützung durch 
die Zivilgesellschaft oder durch den Mieter-
verein?

Wir erhalten schon jetzt unglaublich 
viel Unterstützung von Stiftungen und aus 
dem ehrenamtlichen Bereich. Zukünftig ist 
geplant, Flüchtlinge noch stärker auch an 
private Unterkünfte zu vermitteln, wenn sie 
aus der Erstaufnahme ausziehen und einen 
Aufenthaltsstatus haben. Dann sollen die 
Angebote privater Haushalte, die derzeit 
an uns herangetragen werden, systema-
tisch genutzt und auch durch eine zentrale 
Anlaufstelle vermittelt werden. Wenn der 
Mieterverein uns hier unterstützen könnte, 
wäre das sicher eine große Hilfe. �

Fo
to

: B
in

a 
En

ge
l

„

MJ2015-4_RZ · Korrekturstand: 04.12.2015, 13:57 · Seite 25



 POLITIK & WOHNEN 

AOS Schlüsseldienst Hamburg
Türöffnungen 59,50€ Tag und Nacht

Aufbruchschutz und Einbruchabsicherungen aller Art 

329 61 679
AOS Sicherheitstechnik

Weidestraße 33
22083 Hamburg

www.aos-schluesseldienst.de

ANZEIGE

ANZEIGE

preiswert · schnell · professionell

Esplanade 20 · 20354 Hamburg
Tel. 040 - 35 35 07

Fax 040 - 34 50 38 · eMail: city@nettprint.de

drucken · kopieren · verarbeiten

Lukas Siebenkotten,  
Direktor des Deutschen  

Mieterbunds. Foto: DMB

KOMMENTAR

Die Bundesregierung ist aufgewacht. In den steigenden 
Flüchtlingszahlen sieht sie akuten Handlungsbedarf. Sie 
greift jetzt Vorschläge des Deutschen Mieterbunds zur 

Ankurbelung des Wohnungsbaus auf. Sie verdoppelt die För-
dermittel für den sozialen Wohnungsbau und will die steuerli-
che Förderung des Wohnungsbaus verbessern. Bundesbaumi-
nisterin Barbara Hendricks (SPD) hat den erforderlichen Bedarf 
an Neubauwohnungen deutlich nach oben korrigiert.

Doch warum erst jetzt? Die schwierige Situation woh-
nungssuchender Haushalte in den Großstädten ist der Bundes-
regierung seit Jahren bekannt. Die Forderung des Deutschen 
Mieterbunds, den Wohnungsbau stärker zu fördern, steht seit 
Jahren im Raum. Fast 800.000 Wohnungen zu wenig sind in den 
vergangenen Jahren gebaut worden.

Die Flüchtlingswelle verstärkt die Probleme auf dem deut-
schen Wohnungsmarkt. Die Nachfrage nach bezahlbarem 
Wohnraum steigt. Die Probleme wären geringer, wenn die Bun-
desregierung rechtzeitig den Wohnungsbau angekurbelt hätte. 
Der Neubau von preiswerten und bezahlbaren Wohnungen ist 
jetzt dringender denn je: Für die deutschen Haushalte, für die 
seit Jahren in Deutschland lebenden Haushalte mit Migrations-
hintergrund, aber auch für die Flüchtlinge mit Bleiberecht. Fatal 
wäre es, wenn die Gruppen gegeneinander ausgespielt würden. 
Das Miteinander in den wachsenden Städten wird nur gelingen, 
wenn ausreichend Wohnraum für alle vorhanden ist. �

Für gutes Miteinander 	
ausreichend Wohnraum 
schaffen

TTIP bedroht Mieterschutz
(dmb) Die Freihandelsabkommen der EU mit den USA (TTIP) und 
mit Kanada (CETA) bedrohen auch den Mieterschutz. Der mit den 
Freihandelsabkommen verbundene Schutz transnationaler Investi-
tionen und Eigentümerrechte betrifft unmittelbar diejenigen Woh-
nungsbestände in Deutschland, welche im Eigentum internationaler 
Fonds und Aktiengesellschaften stehen, und damit Mieter- und Ver-
braucherrechte. Einschränkungen hinsichtlich der Verwertung der 
Immobilien, Mietrechtsänderungen, Mietpreisregulierungen wie 
die Mietpreisbremse, planungsrechtliche Auflagen oder Fragen der 
Besteuerung von Wohnungsverkäufen berühren die Eigentümer-
rechte US-amerikanischer und kanadischer Investoren und könnten 
durch die Abkommen aufgeweicht werden.
Der Deutsche Mieterbund unterstützte deshalb Proteste gegen die 
Freihandelsabkommen, die von Gewerkschaften, Verbänden und 
Umweltorganisationen im Oktober in Berlin stattfanden. „Die 
Geheimniskrämerei um die Inhalte und Ziele des geplanten Freihan-
delsabkommens macht uns misstrauisch“, sagt DMB-Direktor Lukas 
Siebenkotten. Mieterschutz und verbraucherschützende Gesetze 
und Standards dürften nicht untergraben und ausgehebelt werden. 
Es gelte vielmehr, sie zu verteidigen und auszubauen. �
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Grüne Oase mitten in der Stadt
WILHELMSBURGER INSELPARK: PRAXISTEST BESTANDEN

Von Klaus Sanmann

War da mal was“, fragt sich manch 
Hamburger, der nicht im Süden 
der Stadt zu Hause ist: Internati-

onale Gartenschau, Streit um gefällte Bäu-
me und um ein Defizit wegen zu großzü-
gig  kalkulierter Besucherzahlen? Letztlich 
wurden weniger Bäume gefällt als befürch-
tet und das Defizit ist in den vergangenen 
Haushalten verschwunden. Was bleibt, 
ist ein attraktiver „Volkspark“ mit einer 
Vielzahl von Angeboten – nicht nur für 
Wilhelmsburger, sondern für die gesamte 
Stadtbevölkerung.

Seit Mitte 2014 ist auf dem Areal von 
der ehemaligen Gartenschau wenig zu 
erahnen. Der Park ist eine grüne Oase mit-
ten in der Stadt, mit Liegewiesen und Grill
ecken, Spiel- und Sportflächen, Kanukanal 
und Hochseilgarten. Geblieben sind unter 
anderem ausgewählte Gärten, die Anlagen 
für Freilichtveranstaltungen, die Kulturka-
pelle und alle fünf Spielplätze. Im Südosten 
des Geländes ist durch die Schilfpflanzun-
gen der Gartenschau ein neues Biotop ent-
standen. Insgesamt sind 200 Bäume neu 
hinzugekommen. 

Rund um die ehemalige Kapelle im 
Westen hat die Gartenschau einen inter-
religiösen Treffpunkt zurückgelassen. Das 
Gebäude dient als Veranstaltungsort, die 
umgebenden Gärten und Hochbeete schaf-

fen mit dem Brunnen und den Bänken eine 
schöne Atmosphäre für Treffen im Grünen.

„Sport und Bewegung“ sind neben 
„Natur und Garten“ die Hauptthemen des 
Inselparks. Neben den großen Attraktio-
nen im Bereich des Eingangs Neuenfelder 
Straße mit der Schwimmhalle Inselpark, 
der Basketballhalle – Heimat der Hamburg 
Towers –, dem Hochseilgarten HanseRock 
und der Kletterwand in der Nordwandhalle 
bietet der Park zahlreiche kostenfreie, aber 
auch kommerzielle Sport- und Spielange-
bote. Viele der Anlagen werden beleuchtet, 
sodass eine Nutzung auch nach Sonnenun-
tergang möglich ist.

Highlight ist zweifelsfrei der Skatepark, 
der zusammen mit Jugendlichen und erfah-
renen Skatern geplant worden ist. Die Anla-
ge bietet alles, was das Skaterherz höher 
schlagen lässt. Die Anlage, auf der sich nicht 
nur Skateboarder, sondern auch Inlineska-
ter und BMX-Fahrer wohlfühlen, ist regel-
mäßig Austragungsort von Wettkämpfen. 

Ein drei Kilometer langer und fünf 
Meter breit asphaltierter und beleuchteter 
Rundweg lädt die Besucher des Inselparks 
zum Laufen, Wandern, Radfahren und Ska-
ten ein. Die abwechslungsreiche Strecke ist 
Teil des 6,5 Kilometer langen Freizeitrund-
kurses „LOOP“ über die Elbinseln Wil-
helmsburg und die Veddel. Sie führt vorbei 
an Wiesen, Kleingärten und Teichen. 

Auch Wassersportfreunde kommen 

im Inselpark auf ihre Kosten. Der Kanu-
rundkurs ist drei Kilometer lang und führt 
über Wettern, Teiche und Kanäle durch 
den Park. Zum Schutz der sensiblen Ufer-
zonen kennzeichnen Schwimmbarken die 
befahrbare Strecke, und wer kein eigenes 
Kanu hat, kann sich beim Kanuverleih an 
der „Willi Villa“ eins ausleihen. 

Wilhelmsburg ohne Eigeninitiative und 
bürgerliches Engagement wäre nicht Wil-
helmsburg. Um Jugendliche und Erwach-
sene zu Bewegung und Sport zu moti-
vieren, wurde 2013 die Genossenschaft 
„ParkSportInsel“ gegründet. Im Mittel-
punkt steht der Verein „Sport ohne Gren-
zen“ mit Marvin Willoughby, einem ehe-
maligen Basketballnationalspieler. Die Idee: 
im Wilhelmsburger Inselpark eine Verbin-
dung von Park-, Vereins- und Freizeitsport 
gewährleisten. Das Konzept ist inzwischen 
aufgegangen. Für sein fast zehnjähriges 
Engagement, das er mit seinem Verein 
insbesondere im Stadtteil Wilhelmsburg 
geleistet hat, wurde Willoughby im Novem-
ber von Arbeitsministerin Andrea Nahles 
mit dem Bundesverdienstorden für soziales 
Engagement ausgezeichnet. 

Zugegeben, an feuchten, kalten Winter-
tagen fühlt man sich in der warmen Stube 
am wohlsten. Aber sollte die Sonne schei-
nen und die Luft klar und trocken sein, 
ist ein Sparziergang im Inselpark auch im 
Winter erholsam und reizvoll! �
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 VERMISCHTES

(bw) Zwischen Elbe und Bille liegen im 
Süden Hamburgs die Marschlande. Die 
fruchtbare Region war lange vor allem für 
traditionellen Gemüse- und Blumenan-
bau sowie als Fördergebiet für Erdgas und 
Erdöl bekannt. Seit den 1960er-Jahren 
wurde das Land für den Bau von günsti-
gem Wohnraum erschlossen. Es entstan-
den große Siedlungen in Nettelnburg, 
Bergedorf-West und Neuallermöhe. Trotz 
des turbulenten Wandels haben sich die 
Marschen an vielen Stellen ihren ländlich-
dörflichen Charme bewahrt. Gestresste 
Hamburger schätzen die attraktive Land-
schaft als Ausflugsziel und Naherholungs-
gebiet, das sich heute, dank ausgebauter 
Rad- und Wanderwege, bestens erkunden 
lässt.

Der Autor Gerd Hoffmann hat in dem 
vorliegenden Bildband aus der Archiv-
reihe des Sutton Verlags seinen Fundus 
gesichtet und über 160, in der Mehrzahl 
unveröffentlichte Fotos, historische Dru-
cke und Postkarten zusammengestellt. 
Die Abbildungen sind mit ausführlichen 
Kommentaren versehen und dokumentie-
ren die Entwicklung der Marschlande, zu 
denen Billwerder, Moorfleet, Allermöhe, 
Moorwerder, Ochsenwerder, Spadenland, 
Tatenberg, Reitbrook und Nettelnburg 
gehören.

Die ersten Siedler begannen mit der 
Urbarmachung im 12. Jahrhundert. In 
zäher, unermüdlicher Arbeit verwandelten 
sie den öden, sumpfigen Boden in frucht-
bares Land. Seit Mitte des 16. Jahrhunderts 
entwickelte sich die oberelbische Marsch 

zum intensiv genutzten Gartenland, um 
die wachsende Bevölkerung Hamburgs 
mit Nahrung zu versorgen. Die Dove-, 
Gose- und Stromelbe boten für die zuneh-
mende Massenversorgung beste Verkehrs-
wege. 

Um die Elbmarsch als Bauernland zu 
nutzten, spielte die Entwässerung eine 
zentrale Rolle. In einem Kapitel zu diesem 
Thema dokumentiert der Autor Fotos und 
Grafiken von Bockwindmühlen, die ab 
1780 in den Marschlanden nachgewiesen 
sind und durch eine 1888 fertiggestellte 
Dampfentwässerungsanlage in Billwer-
der langsam überflüssig wurden. Bis 1950 
wurden fast alle Mühlen abgerissen – nur 
eine blieb erhalten und ist heute auf dem 
Gelände des Freilichtmuseums Rieckhaus 
am Curslacker Deich zu besichtigen.

Historische Bedeutung erlangte auch 
die so genannte „Flamme von Neuengam-
me“. Eine bei Bohrungen nach Grund-
wasser durch Zufall entdeckte Erdgas-
quelle entzündete sich in der Nacht zum 
4. November 1910 und brannte 19 Tage 
lichterloh – in Form eines Kreuzes. Eine 
Tafel am Allermöher Deich erinnert an 
das Ereignis. Die Quelle versiegte 1930, 
doch der unerwartete Fund hatte die Aus-
beutung eines Erdölfelds bei Reitbrook 
zur Folge. Noch heute künden wippende 
Pumpen, die mitten in der Landschaft ste-
hen, von dieser Zeit. �

Gerd Hoffmann: Die Marschlande:  
Hamburgs grüner Garten, Erfurt,  

Sutton Verlag, 120 Seiten, 19,99 Euro

MARSCHLANDE 

Naherholungsgebiet 	
für gestresste Hamburger

Aus der nachstehenden Tabelle können Mieter ablesen, bis zu welchem Datum 
eine Kündigung dem Vermieter zugegangen sein muss, damit der betreffende Monat 
bei der Kündigungsfrist mitzählt. Sodann nennen wir jeweils den Tag, an dem das 
Mietverhältnis bei dreimonatiger Kündigungsfrist endet, und schließlich den Ter-
min für die späteste Rückgabe der Wohnung. Die Termine gelten auch bei einer vom 
Vermieter ausgesprochenen Kündigung mit dreimonatiger Frist.

Kündigungszugang
spätestens am

Mietverhältnis
endet am

Räumung in Hamburg *
bis 12 Uhr mittags am

5. Januar 2016 31. März 2016 1. April 2016
3. Februar 2016 30. April 2016 2. Mai 2016

3. März 2016 31. Mai 2016 1. Juni 2016
4. April 2016 30. Juni 2016 1. Juli 2016

   *gemäß hamburgischem Landesrecht. Die Folgetermine nennen wir im nächsten Heft. 
    Hinweis: Feiertage außerhalb Hamburgs sind nicht berücksichtigt.

Bundesweiter 
Heizspiegel 2015 
veröffentlicht
(mzh) Für das Jahr 
2014 können Ham-
burgs Mieterhaushalte 
mit einer geringeren 
Kostenlast rechnen, 
da die Energiekosten 
aufgrund des milden 
Klimas im Vergleich 
zum Vorjahr um fast 
zehn Prozent gesun-
ken sind. Durch eine 
Ölheizung versorgte 
Haushalte profi-
tieren zudem von 
gesunkenen Ölprei-
sen.

Unter Zugrun-
d e l e g u n g  d e r 
Ergebnisse des 
neuen bundesweiten Heizspie-
gels 2015 und des in Hamburg erfahrungs-
gemäß fünf Prozent höheren Energiever-
brauchs, muss ein durchschnittlicher Ham-
burger Haushalt mit Heizkosten von 950 
Euro rechnen. Für eine 70 Quadratmeter 
große Wohnung zahlten fernwärmebeheiz-
te Haushalte 1.013 Euro und sind damit am 
stärksten belastet. Für Heizöl mussten 976 
Euro aufgebracht werden, Haushalte mit 
einer Erdgasheizung zahlten 866 Euro und 
damit am wenigsten.

„Da viele Vermieter nach der letzten 
Heizkostenabrechnung 2013 die Voraus-
zahlungen ihrer Mieter erhöht haben, ist 
mit erheblichen Rückerstattungen zu rech-
nen. Mieter sollten ihre Abrechnungen 
aber stets prüfen lassen, auch wenn diese 
mit einem Guthaben enden, da andere Feh-
ler sonst unerkannt bleiben“, rät Siegmund 
Chychla, Geschäftsführer und Vorsitzender 
des Mietervereins zu Hamburg.

Der neue bundesweite Heizspiegel 2015 
wurde von co2online und dem Deutschen 
Mieterbund veröffentlicht. Dieser bietet 
Mietern die Möglichkeit, ihren Heizener-
gieverbrauch sowie  die Heizkosten zu 
vergleichen. Ein einfach zu ermittelnder 
Wert aus dem Verbrauch und der Woh-
nungsgröße hilft anhand einer Tabelle, 
den persönlichen Verbrauch einzustufen. 
Der Heizspiegel stellt Vergleichswerte zu 
Heizenergieverbrauch, Heizkosten und 
CO2-Emissionen für das Abrechnungsjahr 
2014 dar, getrennt nach den Energieträgern 
Erdgas, Heizöl und Fernwärme.

Der bundesweite Heizspiegel 2015 ist 
als Broschüre in der Beratungsstelle des 
Mietervereins zu Hamburg, Beim Stroh-
hause 20, 20097 Hamburg erhältlich und 
als Download unter www.mieterverein-
hamburg.de verfügbar. �
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VERMISCHTES 

Leserzuschriften
Neubaumieten zu hoch

Sehr geehrter Herr Dr. Pahlke,
Sie bemerken im MieterJournal richtig, 

dass der SPD-Senat es geschafft hat, meh-
rere tausend Wohnungen bauen zu lassen 
und somit das Wahlversprechen weitge-
hend erfüllt hat. Was Sie aber außer Acht 
lassen ist, dass es sich dabei ganz überwie-
gend um Neubauten für Eigentum mit bis 
zu 5.000 Euro pro Quadratmeter handelt! 
Bei uns in Eilbek sind viele Wohnprojekte 
in Bau beziehungsweise fertig geworden – 
nur eines davon hat Mietwohnungen, aller-
dings zu einem Quadratmeterpreis um 17 
Euro, den wiederum nur Besserverdiener 
bezahlen können. Meiner Meinung nach 
löst dies nicht die Wohnungsnot in Ham-
burg. Es gibt nicht zu wenig, sondern zu 
wenig bezahlbaren Wohnraum für Nor-
mal- und Geringverdiener. 

Mit freundlichen Grüßen
Dr. Ronald Winter

Antwort des Mietervereins:
Danke, Herr Dr. Winter, für Ihre rich-

tigen Ausführungen und Ihr Interesse. Sie 
haben Recht, dass angesichts des Schwunds 
an Sozialwohnungen durch auslaufende 
Bindung und unzureichendem Nachbau 
dringend benötigte preiswerte Wohnungen 
fehlen. Allerdings sind wir über jede neue, 
selbst teure Wohnung auch im Eigentum 
froh; denn die dort einziehenden „Gutbe-
tuchten“ beanspruchen keinen anderweiti-
gen Wohnraum, der sonst mit Eigenbedarf 
unter Verdrängung einer Familie in noch 
mietgünstigen und familiengerechten Alt-
bauten freigemacht würde. 

Mit freundlichem Gruß
�Dr. Eckard Pahlke, Ehrenvorsitzender 
Mieterverein zu Hamburg  

Städtische Wohnungen und 
Asylbewerber

Den Mieterverein erreichten zwei 
Leserbriefe zu Pressemeldungen, nach 
denen in verschiedenen Bundesländern 
Mietern städtischer Wohnungen gekündigt 
wurde, um dort Asylbewerber unterzubrin-
gen (so in Baden-Württemberg die Kündi-
gung einer 56 Jahre alten, seit 23 Jahren in 
ihrer Wohnung wohnenden Frau).

Sehr geehrter Herr Pahlke,
Frage: Ist so etwas auch für Hamburg 

vorstellbar?
�Dr. E. H., Redakteur Hamburger Abend-
blatt

Ebenso Rachel G.-N.: 

Ja, so schaffen wir das. Meldet sich 
unser Mieterverein dagegen zu Wort?

Antwort des Mietervereins:
Das wird in Hamburg nicht passieren. 

Der Vorsitzende unseres Mietervereins, 
Siegmund Chychla, hat das in den ARD-
Tagesthemen vom 29. September 2015 als 
tatsächlich und rechtlich nicht machbar 
dargestellt. Am 12. Oktober hat uns der 
Hamburger Staatsrat Matthias Kock anläss-
lich eines Besuchs in der Baubehörde für 
Stadtentwicklung und Wohnen bestätigt, 
dass Hamburg so etwas nicht machen wür-
de.

Mit Gruß, Dr. Eckard Pahlke

Juristendeutsch im Newsletter 
des Mietervereins

Guten Tag. 
Vielen Dank für die Mietervereins-

Newsletter, die ich mit großem Interesse 
lese. Ich bin selbst in einer dort beschriebe-
nen Situation (Kinderlärm und Bolzplatz). 

Leider hinterlässt die dortige Juristen-
sprache in meinem Verständnis des Inhalts 
Lücken, sodass ich daraus nicht ganz schlau 
werde. Deshalb meine Frage: Wäre es mög-
lich, die Beiträge in den Newslettern künf-
tig in Alltagssprache zu publizieren, sodass 
sie auch einem Laien verständlich sind?

Mit bestem Dank und Gruß
Bernhard N.-B. 

Antwort des Mietervereins:
Danke für Ihre Anregung und Ihr Inte-

resse, Herr N.-B., wir werden uns um eine 
verständlichere Sprache bemühen. Denn 
im Newsletter werden oft interessante Fäl-
le thematisiert, die viele Mieterinnen und 
Mieter betreffen können.

Mit freundlichem Gruß
�Marielle Eifler,  
Mieterverein zu Hamburg

�Hinweis: Die Newsletter können unter 
www.mieterverein-hamburg.de/News-
letter abonniert werden.

Unseriöse Maklerin

Lieber Mieterverein,
hier eine Notiz zu dem Verhalten einer 

Hamburger Maklerin: 
Nachdem ich mit dieser auf eine Anzei-

ge bei Immonet hin Kontakt aufgenommen 
und die annoncierte Wohnung angesehen 
hatte (leider typische Massenbesichtigung) 
und, wie abgesprochen, der Maklerin V. 
meine Bewerbung mit ausgefüllter Selbst-
auskunft zugesandt hatte, wies sie mich 

telefonisch darauf hin, dass es bei ernst-
haftem Anmietungsinteresse „noch ein 
paar Dinge zu erzählen“ gäbe. Deswegen 
wurde ein erneutes Treffen vereinbart. Vor 
der Wohnung angekommen, eröffnete uns 
die Maklerin, sie wolle eigentlich nur kurz 
etwas persönlich besprechen, bei Anmie-
tung sei nämlich eine Monatsmiete als 
„Gebühr“ zu zahlen. Das habe sie natür-
lich bei der Besichtigung nicht ansprechen 
wollen, da das bei einer großen Gruppe von 
Menschen nicht gut ankomme, auch wollte 
sie das nicht am Telefon besprechen. Wir 
sollten für diese Kosten Verständnis haben, 
sie könne aufgrund des „blöden Besteller-
prinzips“ ja nun keine Courtage mehr ver-
langen, aber uns müsste ja klar sein, „dass 
man das so macht“. 

Ich empfinde dieses Verhalten im 
höchsten Maße inakzeptabel und wäre 
Ihnen sehr dankbar, wenn Sie eine entspre-
chende Warnung verbreiten oder mit der 
Presse Kontakt aufnehmen könnten. 

Viele Grüße
Anna F. 

Antwort des Mietervereins:
Liebe Frau F., wir haben die Sache an 

den Sender RTL Nord übergeben, der sich 
möglicherweise mit der Maklerin V. ohne 
Nennung Ihres Namens in Verbindung 
setzt. Der Fall ist wiederum ein Beispiel für 
unseriöse Maklerforderungen. Wir war-
nen Wohnungssuchende, derartige Gelder 
zu zahlen. Sie sollten diese in jedem Fall 
zurückfordern, wenn etwas für die Anmie-
tung der Wohnung gezahlt werden musste. 
Die Makler sollten gewarnt sein, denn bei 
dem beschriebenen Vorgang drohen hohe 
Bußgelder.

Energiekosten: Ausgleichszah-
lung bei Grundsicherung

Zur Meldung, dass zum Jahreswechsel 
die Netznutzungsentgelte für Strom (diese 
machen rund ein Viertel des Strompreises 
aus) um 6,7 Prozent steigen sollen. Auch 
gesetzliche Umlagen werden teurer, zum 
Beispiel die Beiträge zur Förderung erneu-
erbarer Energie: Die gesamten Strompreise, 
die in der Regel an die privaten Verbrau-
cher weitergeleitet werden, gehen in die 
Höhe. Diese Mehrkosten müssen Empfän-
ger von Grundsicherung aus eigener Tasche 
zusätzlich tragen. Wir brauchen daher eine 
Ausgleichszahlung, damit Menschen in Not 
nicht von Energie abgeschnitten werden.

 �Klaus Wicher, Erster Landesvorsitzen-
der des Sozialverbands Deutschland 
(SoVD)
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Visuelle Erinnerungen
KATALOG ZEIGT SPANNENDE AUSZÜGE AUS DER  
FOTOSAMMLUNG DES HAMBURG-MUSEUMS 

Von Britta Warda

Der vorliegende Katalog zur Ausstel-
lung „Stadt Bild Wandel“ gewährt nicht 
nur Einblicke in die umfangreiche Bil-
dersammlung des Hamburg-Museums, 
sondern reflektiert auch den Aspekt der 
„visuellen Erinnerung“, der je nach Epo-
che und Auftrag von Fotografen unter-
schiedlich umgesetzt wurde.

Im Zentrum der Arbeit stehen weitge-
hend unbekannte Aufnahmen der Foto-
grafen Georg Koppmann (1842-1909) 

und Wilhelm Weimar (1857-1917) aus der 
Zeit von 1870 bis 1913. Die Arbeiten gehö-
ren zu den bedeutendsten Bilddokumenten 
Hamburgs vor dem Ersten Weltkrieg. Beide 
Fotografen prägen mit ihren Aufnahmen 
bis heute unser nostalgisches Bild von der 
Stadt im 19. Jahrhundert – mit engen Gän-
gevierteln, den Hafenanlagen, Segelschiffen 
und Fleeten. 

Es waren jedoch nicht romantische  
Impulse, die diese Bilder in ihrer Zeit ent-
stehen ließen. Die Hamburger Baudeputa-
tion – heute Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen – beschloss 1874 nach Pariser 
Vorbild, „bei allen größeren oder beson-
ders interessanten Umgestaltungen von 
Bauwerken, Straßenanlagen, Wasserbauten 
u.s.w. photographische Aufnahmen sowohl 
des alten wie des neuen Zustands beschaf-
fen zu lassen“. Den Auftrag erhielt Georg 
Koppmann. In der Folgezeit entstanden 
innerhalb von fast vier Jahrzehnten Tau-

sende Aufnahmen, die den Stadtbildwandel 
dokumentieren. Koppmann fotografierte 
häufig technische Motive, wie etwa Fern-
sprechgerüste oder Maschinenräume mit 
innovativen hydraulischen Anlagen, die in 
ihrer Bildaussage fortschrittseuphorisch in 
die Zukunft wiesen. Der Aspekt des Denk-
malschutzes spielt in seinen Motiven hinge-
gen kaum eine Rolle.

Wilhelm Weimar hatte einen anderen 
Auftrag. Sein Ansatz orientierte sich an 
der Vergangenheit. Als Maler und Fotograf 
arbeitete er für Justus Brinkmann (1843-
1915), den Gründungsdirektor des Muse-
ums für Kunst und Gewerbe. Brinkmann 
legte 1898 in Abstimmung mit der Ham-
burger Oberschulbehörde ein Denkmal-
Bildarchiv an, um für künftige Generatio-
nen die wichtigsten Bauten und bewegli-
chen Inventare der Stadt festzuhalten. Den 
Anfang machten Aufnahmen von Bauern-
häusern aus den Vier- und Marschlanden, 
die noch aus dem 16. Jahrhundert stamm-
ten und bald dem Untergang geweiht 
waren. Einen weiteren Schwerpunkt bil-
deten Außen- und Innenaufnahmen von 
Kirchen und denkmalwürdigen Häusern, 
die vor dem Abriss standen.    

Um den Bogen in die Gegenwart zu 
spannen, werden im abschließenden Teil 
der Dokumentation aktuelle Aufnahmen 
der jungen Dokumentarfotografen Michal 
Luczak und Rafal Milach gezeigt. Sie hatten 
den Auftrag erhalten, sich mit Koppmanns 
und Weimars Sicht auf die Stadt auseinan-
derzusetzen, um eigene fotografische Posi-

tionen zu Hamburger Vergangenheits- und 
Zukunftsräumen zu entwickeln. Luczak ver-
folgt dabei den Ansatz des Vergehens und 
Vergessens im Stadtraum. Er begibt sich auf 
die Spuren Weimars und zeigt auf seinen 
ästhetischen Bildern letzte Besiedlungsspu-
ren des ehemaligen Dorfs Altenwerder und 
Reste verlassener Häuser in Hamburg-Neu-
enfelde. Die Arbeit von Milach widmet sich 
hingegen der Zukunft: In einer Analogie zu 
einer Reihe von Fotografien Koppmanns 
zeigt er moderne Technik – unterirdische 
Experimentierhallen, Tunnel und Laborin-
ventar bis hin zu kleinsten Chipteilen. 

Den Initiatoren des Projekts ist es 
gelungen, auf plausible Weise die Ansät-
ze der frühen Dokumentarfotografie mit 
modernen Interpretationen einer visuellen 
Erinnerungskultur zu verknüpfen. Prädi-
kat: besonders sehenswert! Kleines Manko: 
Der helle Paperback-Einband ist sehr emp-
findlich und geht schnell kaputt. �

Olaf Matthes (Hrsg.): Stadt Bild Wandel: Ham-
burg in Fotografien 1870-1914/2014, Hamburg 

2015, Junius Verlag, 248 Seiten, 24,90 Euro

(vs )  Hamburg 
wächst weiter. Im 
Gegensatz zu vie-
len anderen Bun-
desländern nimmt 
die Bevölkerung in 
der Hansestadt zu. 
Laut einer Bertels-
mann-Studie wer-
den im Jahr 2030 
rund 1,86 Millio-
nen Menschen an 
Elbe, Alster und 
Bille leben. �

(vs) Der Herbst ist da und überall sammelt 
sich Laub auf dem Boden. Die Stadtreini-
gung rückt mit großen Einsatztruppen an. 
Fast täglich ist sie zurzeit mit Kehrmaschi-
nen, Laubbläsern und großen Saugrüsseln 
unterwegs. Dies soll die Verkehrssicherheit 
von Wegen sicherstellen. Aber auch im 
privaten Bereich werden die lärmenden 
Laubsammler immer häufiger eingesetzt,  
um das Herbstlaub von Beeten, Rasen und 
Büschen zu entfernen.

Die Auswirkungen seien gravierend, 
kritisiert der Naturschtzbund (NABU) 
Hamburg: Sie zerstören Lebensraum und 
töten Kleintiere. Denn mit den Laubbläsern 
lässt sich Laub bis in den hintersten Winkel 

des Gartens oder der Grünanlage besei-
tigen, Laubsauger dagegen entfernen das 
Laub nicht nur, sondern häckseln die dar-
in befindlichen Kleinlebewesen regelrecht 
und verletzen größere Tiere. Der NABU-
Vorsitzende Alexander Porschke appelliert 
an Hamburgs Bürger und Bürgerinnen: „So 
viel Wirbel um das Laub ist für unsere Natur 
nicht gut. Lassen Sie die Blätter auf Beeten 
und unter Büschen liegen. Sie sind ein guter 
Dünger für den Boden und ein wichtiger 
Lebensraum für Tiere.“ Ein Verzicht auf 
den Einsatz von Laubbläsern und Laub-
saugern diene nicht nur dem Naturschutz, 
sondern schütze auch unsere Umwelt vor 
zusätzlicher Lärmbelästigung. �

Zu viel Wirbel um das Laub
NABU BITTET UM VERZICHT VON LAUBSAUGERN UND -BLÄSERN

 VERMISCHTES
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Raten Sie doch wieder mit!
Mitmachen lohnt sich: Und zwar werden (unter Ausschluss  

des Rechtswegs) 10 Buchpreise im Wert bis zu 15 Euro  
verlost. Bitte schreiben Sie das Lösungswort auf eine  

Postkarte und schicken diese bis zum bis zum 15. Januar an:

Mieterverein zu Hamburg
-Rätselredaktion-

Beim Strohhause 20, 20097 Hamburg

Oder senden Sie eine E-Mail an:

mieterraetsel@mieterverein-hamburg.de

Die richtige Lösung in der Ausgabe 3/2015 lautet:

STEINGUT

Die Gewinner sind:
Heinz Hoge, Beate Krause, Manfred Beyerbach, Jürgen Hellfritz, Renate 
Teegler, Ulf Porrmann, Helga Zannotti, Joachim Meyer-Dornia, Gabri-

ele Weiberg (alle wohnhaft in Hamburg), Liane Finnern (Elmshorn)
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Der Miete-Witz 
ERNSTHAFT BETRACHTET

KOMMENTAR DES MIETERVEREINS:

Vorsicht vor Mietvertragsänderungen – sie sind für Mieter gefähr-
lich! Leider kommen Vermieter oft auf die Idee, auch von langjähri-
gen Mietern Unterschriften über neugefasste Mietverträge oder deren 
Änderungen zu verlangen. Worin liegen die Gefahren und weshalb 
wollen Vermieter das?

Oft passen ihnen alte Vertragsklauseln nicht, dann zum Beispiel, 
wenn – wie in letzter Zeit häufig – der Bundesgerichtshof die miet-
vertragliche Abwälzung der Schönheitsreparaturen auf Mieter als 
unwirksam angesehen hat. Mit neuen Klauseln wollen sie Mietern die 
Malerarbeiten aufs Auge drücken. Auch wollen Vermieter so genann-
te Inklusivverträge ändern, weil – wie häufig in älteren Verträgen – 
eine rückwirkende Umlage erhöhter Betriebskosten hier – anders als 
bei der vertraglichen Trennung von Grundmiete und Nebenkosten – 
nicht erlaubt ist. Mehrkosten können hier nur für die Zukunft geltend 
gemacht werden. Als Anwalt habe ich erlebt, dass ein Vermieter mit 
der Behauptung eines derart geänderten Vertrags rückwirkend erhöhte 
Betriebskosten vor Gericht verlangte, obwohl der ursprüngliche Inklu-
sivvertrag das nicht zuließ. Als Zeugen brachte er seinen Makler mit. 
Der behauptete vor Gericht frech, in seinem Beisein sei „vor einiger 
Zeit“ die Vertragsänderung mündlich erfolgt. Auf meinen Vorhalt, 
mein Mandant würde als Kaufmann niemals derart Nachteiliges verein-
baren, antwortete der Makler, er habe sich auch gewundert, aber gerade 
deshalb würde er sich so gut daran erinnern. Die Mieter verloren den 
Prozess, da sie selbst keinen Zeugen hatten – ein Beispiel, dass Mieter 
zu Gesprächen mit Vertretern des Vermieters immer eine dritte Person 
als möglichen und wichtigen Zeugen hinzuziehen sollten. 

Sogar ein bekanntes Hamburger Bestattungsinstitut, bei dem man 
Seriosität eigentlich voraussetzen sollte, behauptet eine derartige Ver-
tragsänderung gegenüber seinen Wohnungsmietern. Auf Vorhalt des 
Mietervereins, eine Mietvertragsänderung liege nicht vor, wird geant-
wortet: „Rein formal sind Ihre Ausführungen zur Mietvertragsände-
rung natürlich richtig. (...) Wir wundern uns, warum das Mietverhält-
nis nun so angespannt und gereizt ist.“

 Ja, liebe Leserinnen und Leser, oft reagieren Vermieter völlig unan-
gemessen und vorwurfsvoll, statt sich für ihre unseriösen Ansinnen zu 
entschuldigen, wenn Mieter auf die Rechtslage hinweisen. Das sollte 
aber niemanden davon abhalten, seine Rechte zu wahren. In jedem 
Fall sollten Mieter vor jeder Vertragsänderung oder Unterschrift die 
Rechtsberatung im Mieterverein aufsuchen.

Dr. Eckard Pahlke, Ehrenvorsitzender Mieterverein zu Hamburg
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Und jetzt, da fast alles am Haus teuer erneuert wurde,  
brauchen Sie natürlich auch einen ganz neuen Mietvertrag!
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Bestellen & SpendenBestellen & SpendenBestellen & SpendenBestellen & SpendenBestellen & SpendenBestellen & Spenden

Gewinnen Sie beim Trennsport und 
werfen Sie Ihre recycelbaren Abfälle 
in die drei farbigen Wertstofftonnen.

Jetzt zahlt sich Trennen extra aus: 
Für jede neu bestellte grüne Bio- 
und blaue Papiertonne spendet 
die Stadtreinigung 3 Euro 
für Hamburger Sportprojekte.*

Infos und Bestellung: Tel. 25760
www.stadtreinigung.hamburg

Never change a Never change a Never change a Never change a Never change a Never change a 

winning teamwinning teamwinning team

*B
ef

ri
st

et
 b

is
 3

1.
12

.2
01

5

TR
EN

NSPORT RECYCLIN
G

MJ2015-4_RZ · Korrekturstand: 04.12.2015, 13:57 · Seite 32


